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Friede den Hütten — Krieg den Palästen 

Erster Jahrestag der Räumung der besetzten Häuser Aegidi/Spalo in 

Wien-Gumpendorf 


Am 11./12. August jährt sich zum ersten mal die 
Räumung und Demolierung der Aegidi/Spalo, 
weshalb es an diesen Tagen dezentrale Aktionen 
geben soll. Alle sind dazu aufgerufen, sich dazu 
was zu überlegen und was zu tun. 

Der "Häuserkampf' ist aber sicherlich nicht nur 


eine Sache des rebellischen Angedenkens an die 
Aegidi und Spalo. Wir bringen daher zu diesem 
Thema eine Darstellung des Wohnraumspekula- 
tionsproblems und der "Sanierungspolitik" in 
Wien, sowie einen Bericht über eine bevorste¬ 
hende Änderung des Mietrechtsgesetz. 


Außerdem in diesem 
TATblatt: 

Nach dem Attentat: 
Kurdinnen zum Abschuß 
freigegeben? 

(Seite 7). 

"Republikaner": 

Die Neonazipartei jetzt auch 
in Österreich 

(Seite 11) 

Kein Asyl nicht mehr... 
Geflüchtete Ungarinnen und 
Polinnen werden 
heimgeschickt 
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Widerstand gegen den Bau 
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(Seite 15) 
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und vieles andere 
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Kurze Skizze der Sanierungspolitik. 



(eine autonome häusergruppe) 
Ausgangspunkt der Sanierungspolitik 
war die Tatsache, daß 70 % aller 
Wiener Althäuser von ihren Besitze¬ 
rinnen dem Verfall preisgegeben 
wurden und der Zustand dieser 
Häuser heute schon so schlecht ist, 
daß vielerorts nur mehr Generalsanie- 


nomisches Anreizsystem sollten die 
Hausbesitzerinnen zu vermehrten Re¬ 
paraturinvestitionen bewegt werden. 
Seit ’82 werden investierende Hausbe¬ 
sitzerinnen durch die Möglichkeit der 
freien Mietzinsbildung bei Neuver¬ 
mietung für verbesserte Wohnungen 
und durch Investitionsprämien aus der 


Wohnungspolitik am Beispiel Graz (Ägydigasse, Frühjahr 89) 


rung oder Abriß in Frage kommen. 
Gegen Kahlschläge, also Abriß ganzer 
Häuserviertel, entwickelte sich in 
vielen europäischen Städten sehr 
großer Widerstand. Aus diesem 
Grund begannen Gemeinde, Baufir¬ 
men und Spekulantlnnen die Sanie¬ 
rung alter Häuser zu forcieren. 

1982 wurde das neue Mietrecht einge- 
führt. Durch ein differenziertes öko¬ 


Mietzinsreserve, bzw. aus den Erhal¬ 
tungsbeiträgen gegenüber nichtinve- 
stierenden Hausbesitzerinnen 
belohnt. Die Entscheidung, zu sanie¬ 
ren, war also nicht, wie uns immer ver¬ 
kauft wird, eine "menschenfreundli¬ 
che", sondern es ging ganz konkret ums 
Geld. Mit der Sanierung erhofften sich 
die Hausbesitzerinnen (Private und 
Gemeinde) enorme Gewinne. 
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Bevor wir auf die Auswirkungen der 
Sanierungspolitik eingehen, wollen 
wir aufzeigen, daß die Hausbesitzerin¬ 
nen doppelte und dreifache Gewinne 
aus der Sanierung ziehen. 

Der Gesetzgeber hat 2 Formen 
der Sanierungsarbeiten unter¬ 
schieden: 

— Die Instandhaltungsarbeiten, zu 
deren Leistung die Hausbesitzerinnen 
immer schon verpflichtet war, und für 
die er über die Mieten (Mietzinsreser¬ 
ve) Geld kassiert hatte, dieses aber 
lieber in die eigene Börse steckte und 
deshalb das Haus verfallen ließ. (Be¬ 
hebung ernster Schäden, Instandhal¬ 
tung von Strom-, Gas- und Wasserlei¬ 
tungen, der Fassaden.) 

— Die Verbesserungsarbeiten, für die 
ein eigener Kredit aufzunehmen ist. 
Darunter ist beispielsweise der nach¬ 
trägliche Einbau von Bad, WC, Küche, 
die Installierung einer Heizung oder 
die Zusammenlegung von Wohnungen 
... zu verstehen. 

Für die Instandhaltungsarbeiten er¬ 
halten die Hausbesitzerinnen zinsfreie 
Kredite über die gesamten Sanie¬ 
rungskosten, von denen sie (zahlen 
müssen in Wirklichkeit die Mieterin¬ 
nen in Form von erhöhten Mieten) nur 
50 % zurückzahlen muß, und das, 
obwohl sie das ganze Geld schon 
einmal über die Mieten kassiert hat. 
Die Mieterinnen zahlen also doppelt. 
Fragwürdig sind weiters die Förde¬ 
rungsbestimmungen nach den Durch¬ 
führungsverordnungen des Landes 
Wien zum Wohnhaussanierungsge¬ 
setz. 

Danach werden Absiedelungen von 
Mieterinnen gefördert. Weiters wird 
ein Gewinn der Hauseigentümerinnen 
im Ausmaß von 10 % der Gesamtbau¬ 
kosten unter dem Titel "Entgelt für 
Bauverwaltung" (Organisation des Sa¬ 
nierungsprojektes) gefördert. Dabei 
können sämtliche tatsächlichen 
Kosten, wi die der Konzepterstel¬ 
lung, der Planung, der Baubetreuung, 
der Auftragsvergabe, der örtlichen 
Bauaufsicht, etc. noch extra zu den för¬ 
derbaren Gesamtkosten gerechnet 
werden. 

Problematisch ist auch die Preisbil¬ 
dung — Miete und Verkaufspreis — 
bei mit öffentlichen Mitteln sanierten 
Häusern und Wohnungen. Zwar gibt 
es Mietzinsklauseln, die besagen, daß 
während der Darlehenslaufzeit die 
Miete nicht über Kostendeckung 


erhöht werden darf. Nach Rückzah¬ 
lung des 10-jährigen Sanierungsdar- 
lehns kann bei Neuvermietung jedoch 
ein freier bzw. angemessener Mietzins 
verlangt werden. Bei der Sanierung 
eines Althauses ist der Gewinn für das 
eingesetzte Kapital abhängig von der 
Anzahl der leerstehenden Wohnun¬ 
gen. Dieser Gewinn läßt sich entweder 
durch die Umwandlung sanierter 
Wohnungen in Eigentumswohnungen 
und deren Verkauf oder durch die 
Möglichkeit der Vermietung mit frei 
vereinbartem Mietzins für sanierte 
Wohnungen realisieren. Vorausset¬ 
zung für möglichst hohe Gewinne ist 
jedenfalls die möglichst weitgehende 
Freimachung des Hauses von jenen 
Bewohnerinnen, die nur Mieten mit 
Preisobergrenzen zahlen. Da sind wir 
jetzt schon mitten drin bei den Auswir¬ 
kungen für die Mieterinnen. 

Das Mietrecht hat in diesem Zusam¬ 
menhang Bestimmungen geschaffen, 
die die Absiedelung alter Mieterinnen 
ermöglicht. Das Mietrechtsgesetz 
(MRG) sieht in §30 eine Kündigungs¬ 
möglichkeit vor, wenn durch Abbruch 
oder Umbau etwa "die Beseitigung" 
oder Milderung eines qualitativen 
Wohnfehlbestandes erreicht wird. Der 
Bauwerber (Hausbesitzerinnen, Bau¬ 
mafia,...) braucht jedoch dafür einen 
Bescheid der Bezirksverwaltungsbe¬ 
hörde. Da durch diesen Bescheid die 
Spekulation geradezu gefördert 
wurde, wurde auch das Erlangen des 
Bescheides erschwert. Aber es gibt 
auch andere Möglichkeiten der Ab¬ 
siedlung der Mieterinnen. Z.B. durch 
die Drohung mit einer drastischen Er¬ 
höhung des Zinses gemäß § 18 Miet¬ 
rechtsgesetz, durch unterlassene In¬ 
standhaltungsarbeiten oder durch 
ständigen Psychoterror... Die hohe 
Wertsteigerung für Althäuser zeigt 
sich auch am Beispiel eines mit steuer¬ 
lichen Förderungen 1986 sanierten 
Althauses. Im Prospekt wird damit ge¬ 
worben, daß bei Verkauf der sanierten 
Wohnungen als Eigentumswohnun¬ 
gen im Jahre 1990 mit einem Verkaufs- 
preis von mindestens öS 12.000,-/m“ 
gerechnet werden kann. Diese Wert¬ 
steigerungen dürften sich auch auf die 
Höhe der Ablöseforderungen auswir¬ 
ken. 

Weitere Auswirkungen der Alt¬ 
haussanierungen 

Das Mietenniveau im Althausbestand 
stieg in den letzten Jahren kräftig. Das 
Angebot an Wohnungen, die zwar 


klein und schlecht ausgestattet sind, 
dafür aber zumindest in Bezug auf die 
laufenden Wohnungskosten insgesamt 
für einkommensschwächere Woh¬ 
nungssuchende eine wichtige Versor¬ 
gungsquelle darstellen, ging zurück 
und wird in Zukunft noch stärker 
sinken. 

— MRG und Sanierungsförderung 
haben dazu beigetragen, daß sich für 
Substandardhäuser eine hohe Wert¬ 
steigerung auch ohne Abbruch und 
anschließenden Neubau realisieren 
läßt. Ebenso steigt die Gefahr, daß in 
diesen schlecht erhaltenen Substan¬ 
dardhäusern leerstehende Wohnun¬ 
gen entweder nicht mehr vermietet 
oder in "Scheinuntermiete" vergeben 
werden, um jederzeit eine Kündigung 
durchsetzen zu können. 

— Bei Verkauf von mit öffentlichen 
Mitteln sanierten Altwohnungen in 
Wohnungseigentum gibt es keinerlei 
Preisbeschränkung. Hier läßt sich der 
über Sanierungskosten liegende Ver¬ 
kaufspreis auch als Grundstücksko¬ 
stenanteil deklarieren. Im Neubau gibt 
es im Gegensatz dazu durch den Bo¬ 
denbereitstellungsfond eine gewisse 
Kontrolle der Grundstückskosten. 

— Die Auswahl "sanierungswürdiger" 
Häuser erfolgt demgemäß auch nicht 
nach bautechnischen oder gar sozia¬ 
len, sondern nach Verwertungsge¬ 
sichtspunkten. Die Folge ist, daß in 
den Stadtgebieten, die einkommens¬ 
kräftigen Schichten weniger attraktiv 
erscheinen (Teile des 2.,3.,15.,16.,17. 
Wiener Gemeindebezirks) auch wei¬ 
terhin keine ausreichenden Sanierun¬ 
gen von Substandardhäusern stattfin¬ 
den. Betroffen sind wieder die 
"Ärmsten". 

Die Spaltung in "gute und 
schlechte" Gegenden nimmt zu. 

Sanierungspolitik heißt aber mehr als 
erhöhter Gewinn einzelner Bausfir¬ 
men, Hausbesitzerinnen und Gemein¬ 
den! 

Auffallend ist, daß die Zahl der Arbei¬ 
terinnen, "Hilfsarbeiterinnen", Min- 
destrentnerlnnen, kinderreicher Fa¬ 
milien, ausländischer Bewohnerin¬ 
nen, Jugendlicher, also jener Men¬ 
schen die einen extrem harten Exi¬ 
stenzkampf ausgesetzt sind, in Gegen¬ 
den mit vielen alten, schlechterhalte¬ 
nen Häusern besonders hoch ist. Dies 
deshalb, da Substandardwohnungen 
wie gesagt noch immer "billiger" sind 
als Eigentumswohnungen oder die so¬ 
genannten "Sozialwohnungen" in den 
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neugebauten Stadtrandsilos der Ge¬ 
meinde. So konnte 1/3 der Wohnungen 
im Heinz-Nittel-Hof (in Floridsdorf) 
nicht vermietet werden, da sie einfach 
zu teuer waren. Es verwundert uns 
auch nicht, daß Delogierungen in 
diesen Stadtrandsilos besonders 
häufig sind. 

Ebenfalls auffällig ist, daß nach Sanie¬ 
rungen die Bevölkerung ganzer Häu¬ 
serviertel wie ausgewechselt ist. 

Dazu zwei Beispiele: 

1) Von den ehemaligen Bewohnerin¬ 
nen des Spittelbergs (Aushängeschild 
der Wiener Sanierungspolitik im 7. 
Bezirk) lebt heute kaum eineR dort. 
Stattdessen gibts Schicky-Micky-Bou- 
tiquen, teure Restaurants und uner¬ 
schwingliche Eigentumswohnungen. 
Doch dieser Trend ist nicht nur auf 
dem Spittelberg sichtbar, sondern 
bereits in, weiten Teilen des 7. und 8. 
Bezirks. Rund um die Tigergasse 
(8.Bez.) wurden zahlreiche neue Ei¬ 
gentumswohnungen erbaut. 

2) Sanierungsgebiet Gumpendorf 
(steht für die Auswirkungen der Sanie¬ 
rungspolitik in den Stadterneuerungs¬ 
gebieten) 

In den 60iger Jahren, verlotterten 
unter der Devise " an den Stadt¬ 
rand" die Bezirke innerhalb und 
knapp außerhalb des Gürtels und 
viele Häuser wurden dem Abbruch 
preisgegeben. Während diese 
Häuser langsam aber sicher verfie¬ 
len, zogen immer mehr Menschen 
aus. Übrig blieben jene Mieterin¬ 
nen, die sich neue Wohnungen 
nicht leisten konnten oder hier 
wohnen bleiben wollten. Nach der 
üblichen Taktik wurden dann die 
leeren Wohnungen nur mehr mit 
befristeten, leicht kündbaren Miet¬ 
verträgen (Untermiete, Präkari- 
um) zu großteils horrenden Preisen 
vergeben. Das heißt, es zogen Men¬ 
schen ein, die keine Hauptmietver¬ 
träge bekommen oder sich keine 
Ablösen und Hauptmieten leisten 
konnten — Ausländerinnen, 
Wohngemeinschaften, Arbeitslo¬ 
se,.... So werden sie geschröpft und 
gleichzeitig zu Sündenböcken für das 
Verslummen der Spekulationsgebiete 
gestempelt. Baufirmen und "gemein¬ 
nützige Baugesellschaften" kauften die 
alten Häuser auf. Bevor 1975 der neue 
Flächenwidmungsplan in Kraft trat, 
gab die Gemeinde Wien vor, gegen das 
Spekulantlnnentum einzuschreiten, 
indem sie selbst fleißig alte Häuser 
aufkaufte. Das Gebiet wurde erstmals 


zum Stadterneuerungsgebiet. Dies 
hatte folgende Auswirkungen: 1982, 
als eine neue Änderung des Flächen- 
widmungs- und Bebauungsplans be¬ 
vorstand, schrieb die Arbeiterkammer 
in ihrer Stellungnahme: 

Das Gebiet ist ein Beispiel für eine 
durch die Flächenwidmungspraxis 
ausgelöste Form der Stadterneuerung, 
die sich in einer Welle von spekulati¬ 
ven Verkäufen und einer Bautätigkeit 
äußerte, die die Wohnqualität 
mindert. Viele Grundstücke wechsel¬ 
ten seit 1974 ihre Besitzerinnen. Die 
zum Teil noch bestehenden niedriegen 
alten Häuser waren für deren Eigentü¬ 
merinnen, die sie oft geerbt hatten und 
meist selbst nicht darin wohnten, und 
die daher auch keine persönliche Be¬ 
ziehung zum Haus hatten, weit 
weniger erträglich als deren Verkauf. 
Dieser Verkauf brachte hohe 
Gewinne, weil sich die verschiedenen 
Bauträger darum rissen, hier zu bauen, 
wo sie die Grundstücke so wirtschaft¬ 
lich ausnutzen und eine so hohe 
Wohndichte erzielen konnten, was 
auch in der Entwicklung der Boden¬ 
preise in diesem Gebiet zum Ausdruck 
kam. (Beispielsweise erwarb jemand 


wechselten 11 von 15 Grundstücken 
die Besitzerinnen. Die meisten 
wurden von gewerblichen Wohnbau¬ 
trägern für den Bau von Eigentums¬ 
wohnungen erworben. 1982 waren 
viele der alten Häuser bereits abge¬ 
brochen und meist durch siebenge- 
schoßige Neubauten ersetzt. In den 
neugebauten Eigentumswohnungen 
wohnen sicher nicht die Bewohnerin¬ 
nen der abgebrochenen Gebäude: was 
geschah aber mit Ihnen? Die übrigge¬ 
bliebenen niedrigen alten Häuser sind 
vom Abbruch bedroht oder bereits 
entmietet und zum Abbruch vorgese¬ 
hen. Das war 1985. Heute sieht die Si¬ 
tuation folgendermaßen aus. Es gibt 
zahlreiche Baulücken, zahlreiche 
Neubauten mit Eigentumswohnun¬ 
gen, viele Schicky-Lokale, neue 
Hotels, das Raimundtheater wurde 
saniert, die U-Bahn wird gebaut, etc. 
Daß diese Einrichtungen von den jet¬ 
zigen Bewohnerinnen benützt werden 
können, ist auszuschließen. Unter dem 
Vorwand, besseren Wohnraum zu 
schaffen, schlägt die Gemeinde drei 
Fliegen mit einer Klappe: 

1) Die heruntergekommenen aber bil¬ 
ligen Wohngebiete, in denen sozial 


Hazet-Baugesellschaft: Spezialist in Althaussanierung, Althausabriß 
und bei Neubauten 



im Juli 1973 ein Grundstück um öS schwächere Schichten bis jetzt leben 

900.000,- um es im September 73 um konnten, verschwinden — das Stadt- 

ÖS 2,000.000,- an eine "gemeinnützige bild wird "verschönert" 
Wohnbaugesellschaft weiterzuverkau- 2) Stattdessen wohnen dort Men- 
fen) Tatsächlich fanden in der Zeit seit sehen, die sich das neue Angebot auch 

der Änderung des Flächenwidmungs- leisten können, 
und Bebauungsplans 1975 viele Ab- 3) Die ehemaligen Bewohnerinnen 
brüche und Naubebauungen statt, und werden aus ihrer vertrauten Umge- 

zwar durchwegs von niedrigen bung herausgerissen und über ganz 
Häusern. Wir haben die Bürgerspital- Wien verstreut (in das nächste Sanie- 
gasse als Beispiel gewählt. Seit 1973 rungsgebiet). Ein gemeinsames 
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Wehren gegen Kündigungen am Ar¬ 
beitsplatz, überhöhte Mieten oder 
Abriß des Hauses etc. und solidari¬ 
sches Handeln untereinander, soll un¬ 
möglich gemacht werden. 

Auch in Margareten wird die Wohnsi- 
tuation immer schlechter. Ausgehend 
vom Bereich Pilgramgasse - Margare¬ 
tenplatz - Schönbrunnerstraße Soll der 
ganze 5. Bezirk zur "guten Gegend" 
umgewandelt werden. Große Hotels 
entstehen durch "Grundgeschenke der 
Gemeinde" (So hat der Kärntner 
Großunternehmer Rogner einen 
Spottpreis für das Grundstück bezahlt, 
auf dem jetzt sein Nobelhotel steht. 
Nicht viel anders verlief es beim Mar¬ 
garetenbad.); auch Werkzeug-Huber 
gehört seit Jahren zu den Spekulantln- 
nen. Nachdem er mit teilweise krimi¬ 
nellen Mitteln und nach langjährigen 
Prozessen sein Haus (Margaretenstra¬ 
ße 88) endlich leer hatte und abreißen 
konnte, parken seit vier Jahren Autos 
dort — die Wohnungen sind weg. 
Neben den vielen Abrissen (überall 
sieht mann/frau Baulücken), werden 
in Margareten ca. 6.000 Wohnungen 
nicht benutzt, die zum Großteil leer 
stehen, oder als Zweitwohnungen für 


jene, die es sich eben leisten können, 
dienen. Und viele Häuser stehen zur 
Gänze leer — dienen also offensicht¬ 
lich nur als Spekulationsobjekt 
(Schönbrunnerstraße 108, Mauthaus¬ 
gasse 3, sowie in der Castelligasse, 
oder das ehemalige Arbeitsamt in der 
Embelgasse). 

Und was tut die Gemeinde? Außer, 
daß sie die Gesetze in eine, für die 
Reichen angenehme Form bringt, hat 
sie seit den 30er-Jahren, als die großen 
Gemeindebauten entlang des Gürtels 
entstanden nichts getan. Ach ja! In der 
Arbeitergasse entsteht ein Großkom¬ 
plex mit sündteuren Wohnungen für 
Pensionistlnnen. Dort werden später 
wohl nicht die 25 % der Margaretne- 
rlnnen wohnen, die jetzt zu zweit ein 
Zimmer haben. 

Zu guter Letzt gibt’s da noch den Mar¬ 
garetenhof, der fast gänzlich von der 
Gemeinde saniert wurde, um den 
Gewinn der Besitzerin (die in Amerika 
sitzt) durch den Verkauf der Eigen¬ 
tumswohnungen möglichst hoch zu 
halten. 

Nach den bisher aufgezählten Fakten 
wollen wir aber sagen wie wir uns einen 
Ausweg vorstellen können. 


Ein wichtiger Punkt, um Widerstand 
leisten zu können, ist, zu erkennen, 
daß zehntausende Menschen mit ihren 
Wohnungen oder mit ihrer Obdachlo¬ 
sigkeit Probleme haben. Sei es durch 
überhöhte Mieten, zu kleine Wohnun¬ 
gen, Delogierungen etc. Das heißt, wir 
wollen das Bewußtsein schaffen, daß 
nicht einzelne Menschen schuld daran 
sind, daß sie sich keine teure Wohnung 
leisten können, oder, daß sie die 
Mieten nicht mehr zahlen können, 
sondern das kapitalistische System. In 
ihm wird alles zur Ware gemacht — 
natürlich auch das Wohnen. Wer kein 
Geld hat, hat auch kein Recht auf 
(menschenwürdige) Wohnungen. Die 
Profite der einzelnen Hausbesitzerin¬ 
nen zählen mehr, als die Schaffung von 
Wohnraum, den sich Menschen auch 
leisten können. Wie gesagt, wir stehen 
nicht alleine da mit unseren Wohnpro- 
blemen. Solange wir jedoch vereinzelt 
sind, solange werden uns die Heri> 
sehenden (Politikerinnen, Hausbesit¬ 
zerinnen, Banken und Multis) gegen¬ 
einander auszuspielen versuchen. (z.b. 
Österreicherinnen gegen Auslände¬ 
rinnen, Alte gegen Junge, Arbeiterin¬ 
nen gegen Arbeitslose). 


Welche Widerstandsformen können wir uns vorstellen? 


Ein wichtiger Punkt ist, zu schauen, wie 
viele Menschen es in der näheren Umge¬ 
bung gibt, die ähnliche Probleme haben. 
Beispiele dafür, daß gemeinsames 
Handeln Erfolg hat, sind die Widerstands¬ 
aktionen der Mayr-Melnhof-Mieterlnnen. In 
vielen Häusern konnten sich die Mieterin¬ 
nen gegen ihren Hinauswurf wehren. Die 
Mieterinnen verhinderten so, daß sie ihre 
Wohnungen verlassen mußten. Dies 
konnte deshalb verhindert werden, weil 
sich die Betroffenen zusammenschlossen 
und die Öffentlichkeit informierten. Heute 
trifft sich diese Initiative jeden letzten Diens¬ 
tag im Monat im "Club International.” Es 
sind auch nicht mehr nur Mayr-Melnhof- 
Häuser in dieser Initiative, sondern zahlrei¬ 
che Häuser mit denen auch spekuliert wird. 
Die Information der Öffentlichkeit ist ein 
sehr wesentlicher Punkt. Wir wollen 
deshalb Informationsstände, Plakate, Flug¬ 
blätter, Veranstaltungen machen, Weiters 
meinen wir, daß viel zu wenig Mieterinnen 
wissen welche Rechte sie haben und 
welche Pflichten die Hausbesitzerinnen 
haben. Deshalb werden wir aufzeigen, 
welche Möglichkeiten Mieterinnen haben 
um sich auf juridischer Ebene zu wehren 
(Einsprüche gegen Mieterhöhungen, Delo¬ 
gierungen etc.) Aber wie gesagt: Es ist 
wichtig, daß sich Menschen in unabhängi¬ 
gen Initiativen zusammentun. Wir meinen 
nämlich, daß die parlamentarischen Orga¬ 
nisationen (SPÖ,ÖVP,FPÖ,) wenig Interes¬ 
se daran haben, daß sich die Wohnsituation 
ändert. Im Gegenteil die den einzelnen Par¬ 


teien nahestehenden Baufirmen und die 
Gemeinde verdienen ja gut mit der Altstadt¬ 
sanierung. Im Gegensatz dazu gibt es aber 
wirklich unabhängige Initiativen. 

Wir wollen jedoch nicht die Zentrale aller 
Obdachlosen und Menschen mit Schwie¬ 
rigkeiten mit ihren Wohnungen sein, 
sondern wollen als Teil mit anderen Betrof¬ 
fenen den Widerstand organisieren. Wir 
haben die Weisheit auch nicht mit dem 
Löffel gefressen. Wirwollen mit Betroffenen 
reden und von ihnen lernen und Erfahrun¬ 
gen austauschen, genauso wollen wir 
etwas von unseren Lebensvorstellungen 
und Widerstandsformen berichten/erzäh¬ 
len. 

Wir gehen davon aus, daß unsere Wider¬ 
standsformen zum Teil von anderen Betrof¬ 
fenen momentan nicht mitgetragen 
werden können. Das finden wir weiters 
nicht schlimm, da wir meinen, daß sich 
auch der Widerstand erst entwickeln muß. 
Jede und jeder soll dort ansetzen wo sie/er 
es für realistisch hält ihre/seine Ziele durch¬ 
zusetzen. 

Neben den vorher angeführten Wider¬ 
standsformen können wir uns folgendes 
vorstellen. Wie gesagt, diese Widerständs- 
aktionen haben aber nur dann Erfolg, wenn 
sich Betroffene organisieren und zusam¬ 
menschließen. 

— Mietreduzierung. Wurde/wird in Italien 
ab mitte der 70iger Jahre praktiziert. Die 
Mieterinnen zahlen nur soviel, wie sie 
glauben, daß die Wohnung wert ist. An 
dieser Kampfform beteiligten sich 


lOOOende Familien, Drohende Delogierun¬ 
gen konnten durch ein entschlossenes Vor¬ 
gehen verhindert werden. 

— Mietboykott. Auch diese Kampfform 
wurde/wird in Italien praktiziert. Um gegen 
die hohen Mieten und den Leerstand der 
Häuser zu protestieren wurde beschlossen, 
eben keine Miete zu bezahlen. Der Mietboy¬ 
kottwurde haupsächlich von "armen" Fami¬ 
lien, die aus Süditalien in die großen Städte 
zogen, wo es die großen Fabriken gibt 
(Mailand,Turin,Rom), getragen. Diese Be¬ 
setzungen hatten vor allem ökonomische 
Gründe, da die Mieten in keinem Verhältnis 
zum Lohn standen. 

— Hausbesetzungen und Wohnungsbeset¬ 
zungen. In fast allen europäischen Groß¬ 
städten herrscht Wohnungsnot. Um auf 
diesen Zustand aufmerksam zu machen, 
besetzen Betroffene Häuser und Wohnun¬ 
gen. So sind in London, Paris, Amsterdam 
und in vielen Städten Italiens hunderte 
Wohnungen und Häuser besetzt. Diese 
Häuser und Wohnungen sind von Men¬ 
schen besetzt, die sich auf legalem Weg 
keine Wohnung leisten können. In der BRD 
und der Schweiz müßen selbst bürgerliche 
Zeitungen zugeben, daß Wohnungsnot 
herrscht. Als 1981 in West-Berlin 160 
Häuser besetzt wurden, wurde erstmals seit 
Jahren über dieses Thema diskutiert. 

Kontaktadresse: Rotstilzchen; Wien 5, Mar¬ 
garetenstraße 99 (Öffnungszeiten Montag 
bis Freitag 18 bis 22 Uhr) 
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Mietrechtsgesetz: 

•• 

Änderungen geplant 

Im Mai und Juni fanden Gespräche zwischen den Koalitionsparteien SPÖ und ÖVP auf Expertin¬ 
nenebene statt. Thema war die Erfüllung des Regierungsübereinkommens vom Jänner 1987. Ver¬ 
handelt bzw beraten wurden detaillierte Vorschläge der Parteien zum Wohnrecht und der Entwurf 
des Justizministeriums zum Mietrechtsgesetz. Die Verhandlungen sind vorerst abgeschlossen. 


(kontraste) 

Schwerpunkte der Novelle sind im ein¬ 
zelnen folgende Punkte: 

Dezentralisierung 
(Verländerung) der 
Förderungsbestimmungen 
und der 

Zinsbildungsbefugnisse 

Nach der bereits erfolgten "Dezen¬ 
tralisierung" der Wohnbauförde¬ 
rung soll es nun auch zur Verlände¬ 
rung der Zinsbildungsvorschriften 
kommen. Ziel einer derartigen 
"Dezentralisierung" ist die Anpas¬ 
sung der Mietzinse an ein landes¬ 
übliches Zinsniveau. Vor allem die 
ÖVP-Expertlnnen plädieren für 
"angemessene Mietzinse". Dies be¬ 
deutet ein gänzliches Abgehen von 
Mietzinsobergrenzen (Kategorie¬ 
zinsen), wobei "angemessener" 
Mietzins jedenfalls Marktmiete 
meint. Begründet wird diese For¬ 
derung damit, daß häufig mit dem 
Zins die Erhaltung des Miethauses 
nicht gedeckt werden könne. Der 
"erhaltungsdeckende Zins" soll sich 
demnach am Markt orientieren. 

Demgegenüber tritt die SPÖ für die 
Beibehaltung der Kategoriezinsrege¬ 
lung ein, da sie bei der Freigabe der 
Zinsbildung eine Mietenexplosion be¬ 
fürchtet. 

Ein gewichtiges Argument gegen die 
Freigabe der Zinsbildung sind die Fol¬ 
gewirkungen bei der Mietzinsbeihilfe. 
Die Mietzinsbeihilfe wird gewährt bei 
Mietzinsanhebung durch ein §-18- 
Verfahren, wobei es unerheblich ist, 
ob Förderungsmittel in Anspruch ge¬ 
nommen werden oder nicht. Eine Um¬ 
stellung auf "angemessene" Mietzinse 
führt dazu, daß es kein Erhöhungsver¬ 
fahren nach § 18 des Mietrechtsgeset¬ 
zes für anstehende Erhaltungs- und 
Verbesserungsarbeiten mehr geben 
wird — da ja die Miete von Anfang an 


hoch, dh "angemessen" ist. Damit aber 
schlägt die Teuerung, die jetzt durch 
eine verfahrensmäßig festgestellte Er¬ 
höhung der Zinsen mit der Mietzins¬ 
beihilfe entschärft werden kann, dann 
auch bei Einkommensschwachen voll 
durch, da die Miete von Anfang an als 
angemessen vereinbart wird. Es ist 


zigkeits- und Wohneigentumsgesetz. 
Davon betroffen sind etwa die Wärme¬ 
kostenabrechnung bzw überhaupt Ab¬ 
rechnungen von Aufwendungen für 
Gemeinschaftsanlagen. Um das beste¬ 
hende Durcheinander zu beseitigen, 
ist an eine Vereinheitlichung der Re¬ 
gelungen gedacht. 


Wohnungspolitik in Wien (Oswaldgasse Frühjahr 89) 



kaum wahrscheinlich, daß das derzeit 
für Mietzinsbeihilfen zuständige Fi¬ 
nanzministerium vereinbarte hohe 
Mieten mit Beihilfen stützen wird. 
Schon gar nicht, wenn die Preisbildung 
Ländersache ist. 

Die Auswirkungen einer Freigabe der 
Zinsbildung liegen also auf der Hand: 
Mietenexplosion unter wahrscheinli¬ 
chem Wegfall der bisherigen Beihil¬ 
fen. 

Harmonisierung der 
bestehenden 

Wohnrechtsbestimmungen 

Unter dieses Stichwort fällt das 
Problem der divergierenden Regelun¬ 
gen im Mietrechts-, Wohngemeinnüt- 


Mieterlnnenmitbestimmung 

Im Gesetzesentwurf des Justizministe¬ 
riums ist die Einführung eines "Mieter¬ 
beauftragten" vorgesehen. DieseR von 
der (Haupt-)Mieterlnnenversamm- 
lung eines Wohnhauses gewählte Mie¬ 
terinnenbeauftragte, die/der die Inter¬ 
essen der Hausbewohnerinnen vertre¬ 
ten soll, hat das Recht auf Kontrolle 
der Mieten (Betriebskostenabrech¬ 
nungen, Erhaltungs- und Verbesse¬ 
rungsbeiträge etc) und damit das 
Recht auf Einsicht in die betreffenden 
Unterlagen sowie das Recht, notwen¬ 
dige Erhaltungs- und Verbesserungs¬ 
arbeiten zu begehren. 

Von großer Wichtigkeit sind dabei die 
geplante Einführung der Informa- 
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tionspflicht bei Sanierungen und die 
damit einhergehende Einbindung der 
betroffenen Hausparteien, die bislang 
meist vor vollendete Tatsachen gestellt 
wurden, sowie der Ausbau bestehen¬ 
der Kontrolliristrumente. Das betrifft 
vor allem die Kontrolle der Abrech¬ 
nungen der Betriebskosten sowie der 
Ausgaben für die Erhaltung des 
Objekts. Darüberhinaus soll die 
Schlichtungsstelle "einstweilige Verfü¬ 
gungen" erlassen können, damit die 
Mieterinnen rascher zu ihrem Recht 
kommen können. 

Nach Ansicht der Arbeiterkammer 
muß aber gewährleistet sein, daß die 
Rechte des einzelnen in allen Fällen 
neben den Rechten eines/r Mieterln- 
nenbeauftragteN aufrecht bleiben. 
Gegenteilige Regelungen könnten 
nämlich zu einer Abhängigkeit der 
Mieterinnen vom/von der "Mieterbe¬ 
auftragten" führen, deren/dessen 
Kompetenzen in einigen Punkten 
überdies noch ungeklärt sind: Offen ist 
etwa die Frage seiner/ihrer Haftung 
bzw Verantwortung, problematisch ist 
aber auch, daß der "Mieterbeauftrag¬ 
te" nicht nur in den Unterlagen der 
Hausverwaltung, sondern auch in die 
der Mieterinnen — etwa in die jewei¬ 
ligen Mietverträge — einsehen kann. 
Der Ausweitung der Individualrechte 
der einzelnen Mieterinnen ist nach 
Ansicht der Arbeiterkammer also un¬ 
bedingter Vorrang einzuräumen. 

Gewährleistungsansprüche 

Mit der geplanten Novelle sollen auch 
die Gewährleistungsansprüche der 
Mieterinnen geregelt werden. Einem 
Vorschlag der Arbeiterkammer Wien 
folgend, soll Mieterinnen die Mög¬ 
lichkeit eröffnet werden, im eigenen 
Namen Gewährleistunsgansprüche 
wegen mangelhaft durchgeführter Ar- 
beiten am Miethaus geltend zu 
machen. Diese Regelung ist nicht 
zuletzt deshalb wichtig, weil häufig die 
Mieterinnen die Folgen mangelhafter 
Reparatur- und Verbesserungsarbei¬ 
ten zu tragen haben. 

Größtes Problem dabei ist das Prozeß¬ 
kostenrisiko: Nach den Vorstellungen 
von Adelheid Wimmer von der AK 
Wien soll daher der/die Vermieterin 
verpflichtet werden, in die Klage 
einer/s Mieterin einzutreten. Dies 
könnte ein Modell sein, die Vermiete¬ 
rinnen zu verpflichten, Gewährlei¬ 


stungsansprüche durchzusetzen, 
wobei hier die Grenzen, wie die aus¬ 
sichtslose oder mutwillige Prozeßfüh¬ 
rung, zu beachten sind. 

Kündigungsschutz 

Die von den ÖVP-Ländern geforder¬ 
te gänzliche Verländerung des Kündi¬ 
gungsschutzes wird sowohl von der 
SPÖ als auch von der Bundes-ÖVP 
abgelehnt. Einen Kompromißvor¬ 
schlag hat der Entwurf des Justizmini¬ 
steriums parat. Demnach sollte es zu 
einer Lockerung des Kündigungs¬ 
schutzes bei Eigentumswohnungen 
kommen. Eigentumswohnungen 
können jetzt nur auf maximal fünf 
Jahre vermietet werden, da danach ein 
unbefristeter (Haupt-)Mietanspruch 
entsteht, was in Bundesländern und 
Städten mit einem hohen Anteil an Ei¬ 
gentumswohnungen (etwa Salzburg) 
dazu führen kann, daß Mieterinnen 
sich alle fünf Jahre um eine neue 
Wohnung kümmern müssen. 


Nach Ansicht der Arbeiterkammer 
sollte es zu einer Verlängerung der be¬ 
fristeten Mietverträge nur dann 
kommen dürfen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Das heißt zB, daß ein 
Mietvertrag auf acht Jahre befristet 
werden darf, wenn der/die Vermiete¬ 
rin seine/ihre Wohnung für sein/ihr 
dann volljähriges Kind benötigt. 

Darüberhinaus ist aber auch eine Aus¬ 
weitung des bestehenden Kündigungs¬ 
schutzes geplant. Die gegenwärtige 
Rechtssprechung begünstigt in vielen 
Fällen Umgehungshandlungen der 
Vermieterinnen, wie etwa Scheinver¬ 
käufe. Zum besseren Schutz der Mie¬ 
terinnen bedarf es daher einer Kon¬ 
kretisierung der gesetzlichen Bestim¬ 
mungen. 

übernommen aus Kontraste (Presse- und In¬ 
formationsdienst für Sozialpolitik) Nr 19, Juli 
1989 

Quelle: Entwurf der Novelle zum Mietrechts¬ 
gesetz; Stellungnahme der Arbeiterkammer 
Wien 


Neue Serie: 

Freischaffende Subversion 

Der behelfsmäßige Mit-Anschluß 
für Kabel-TV 
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Ein ca 60 cm langes Antennenkabel parallel zu den normalerweise im 
Hausflur befindlichen Anschlüssen verlegen und in den eigenen Fer- 
sehapparat leiten. 

Nichtverkabelte in einem verkabelten Wohnbau können auf ihren Brö¬ 
selfrequenzen Phantomprogramme vom Kabelfernsehn bemerken. Je 
mehr sich das eigene Antennenkabel dem Hausanschluß nähert, desto 
besser wird der Empfang. 
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Kurdinnen: Zum Abschuß freigegeben! 

Am 13. Juli wurden drei kurdische Exilpolitiker im 
3. Wiener Gemeindebezirk ermordet. 


Natürlich waren auch wir über dieses Attentat an Kurden bestürzt. Doch wir dachten uns: Es ist 
wieder bezeichnend, daß nach diesem Anschlag in Wien alle entsetzt sind. Wen interessieren schon 
Millionen unterdrückte Kurdinnen im Iran, Irak, Syrien und in der Türkei. Wen interessieren schon 
Tausende Tote, gefallen und ermordet im Kampf für Selbstbestimmung, Tausende in den Gefäng¬ 
nissen? Ist uns doch gleich, dieser Völkermord an 20 Millionen Kurdinnen. 

Wenn aber dann vor unserer Haustüre die Schlachterei fortgesetzt wird, dann wird’s unappetitlich; 
das wollen wir nicht — hier nicht. 


(TATblatt) 

Das Erschreckende dieses Attentats 
in Wien ist das Verhalten der offiziel¬ 
len Stellen. Mit ihrem Verhalten 
haben sie die Kurdinnen zum 
Abschuß freigegeben. 

Kurze Chronologie der 
Ereignisse: 

Am 13. Juli wurden der Generalsekre¬ 
tär der Kurdischen Demokratischen 
Partei (KDP) im Iran Abdul Rahman 
Ghassemlou, der Auslandsvertreter 
Ghaderi-Azar und der Politologe 
Fadil Rasoul in Wien ermordet. 

Ein vierter Mann, Dschafar-Saharou- 
di, war verletzt und galt zugleich als 
Opfer. Der fünfte Mann, der Leib¬ 
wächter Saharoudis, Amir Bozorgian, 
war unverletzt geblieben. Er war, 
eigenen Angaben zufolge, zum Zeit¬ 
punkt des Anschlags einen Imbiß 
holen. Der sechste Mann, wie die 
beiden oben genannten ebenfalls 
Iraner, war schon früher verschwun¬ 
den — sein Name ist vorerst unbe¬ 
kannt. 

Die Polizei wartete nun darauf, den 
verletzten Saharoudi einzuverneh¬ 
men, denn sein angeblicher Leibwäch¬ 
ter konnte nichts vom Tathergang er¬ 
zählen. Bozorgian und Saharoudi 
gaben an, den verschwundenen Teil¬ 
nehmer nicht gekannt zu haben. 

Am Wochenende nach dem Attentat 
wurden zwei Haftbefehle ausgestellt, 
gegen Bozorgian und den sechsten 
Mann — mutmaßlicher Name 


Mustafa Haji. Haftbefehle aufgrund 
§95 — Unterlassung der Hilfestellung. 

Nach der Aus¬ 
stellung dieser 
Haftbefehle 
zeigte sich die 
iranische Bot¬ 
schaft nicht mehr 
"gewillt" mit den 
österreichischen 
Behörden zu¬ 
sammen zu ar¬ 
beiten. Bozorgi¬ 
an befand sich zu 
diesem Zeit¬ 
punkt in der ira¬ 
nischen Bot¬ 
schaft. 

Eine Woche 
nach dem Atten¬ 
tat wurde auch 
bekannt, welches 
Fluchtfahrzeug 
die Täter benutz¬ 
ten. Es handelte 
sich um ein Mo¬ 
torrad "Suzuki 
GSX 500 E". 

Kaufvertrag, 

Fahrzeugschlüs¬ 
sel, Servicebuch, 
etc. wurden bei 
den Tatwaffen in 
der Linken 
Wienzeile gefun¬ 
den. 

Am darauf folgenden Wochenende 
(22.123. Juli) kehrte der verletzte Saha¬ 
roudi ohne jede Schwierigkeit in den 
Iran zurück. Außenminister Mock war 


zwar über die Ausreise angeblich nicht 
informiert, bestätigte aber gleich den 


österreichischen Behörden optimal 
gehandelt zu haben. 

In den darauf folgenden Tagen 



28. Juli 1989: Rund 400 Kurdinnen demonstrieren in 
der Wiener Innenstadt gegen die Vorgangsweise der 
österreichischen Behörden. Beschämenderweise war 
die östereichische Linke bei dieser Demonstration fast 
überhaupt nicht vertreten. 
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wurden weitere Details bekannt und in 
der Medienlandschaft regte sich leiser 
Zweifel an der Vorgehensweise der 
österreichischen Behörden. 


Saharoudi, der von iranischen Opposi¬ 
tionellen als Planungs- und Opera¬ 
tionschef der Pasderan (Revolutions¬ 
wächter) bezeichnet wird, wurde von 
einem Zeugen als Käufer des Flucht¬ 
fahrzeugs identifiziert. Bozorgian, der 
sich seiner Meinung nach am Imbiß¬ 
stand befand (wobei sich dort niemand 
an ihn erinnern konnte), war laut 
Aussage Saharoudis vom 15. Juli 
niemals aus der Wohnung verschwun¬ 
den. Daraufhin erfolgte ein Haftbefehl 
gegen Bozorgian, der aber am 16. Juli 
von Journalstaatsanwältin Gruber auf 
Intervention des Außenministeriums 
wieder aufgehoben wurde; denn: Bo¬ 
zorgian sei ja sowieso zu jeder Zusam¬ 
menarbeit bereit. Der aber hütete sich 
davor. Als man von ihm nichts mehr 
hörte, wurde der Haftbefehl erneut er¬ 
lassen. 


Das Außenamt will nur "Vermittler" 
gespielt haben, keinesfalls will es inter¬ 
veniert haben. 


Laut Innenmi¬ 
nister Lösch- 
nak "haben die 
Sicherheilsbe- 
hördcn rasch 
und ordentlich 
gearbeitet und 
ihre Erkennt¬ 
nisse sofort der 
Justiz mitgc- 
teilt. Diese 
haben aber 
mehrere Anre¬ 
gungen nicht 
geteilt." 


Für die Justiz 
war Saharoudi 
höchstens "Be¬ 
teiligungstäter" 

, aber sicher¬ 
lich kein Mittä- 
ter, denn 
schließlich "ist er ja nicht mit dem Mo¬ 
torrad geflüchtet" (Oberstaatsanwalt 
Ölscher). Der Vorwurf, daß er der 
Käufer des Motorrads war, schien der 
Justiz als Grundlage für einen Haftbe¬ 
fehl zu wenig. Nochmals Ölscher: "Für 
Österreicher schauen Exoten und 


sich einmal mehr nicht ihre Finger ver¬ 
brennen. Die wirtschaftlichen Bezie¬ 
hungen mit dem Iran stehen im Vor¬ 
dergrund. Politisch aktive Kurdinnen 
gelten somit als Freiwild. Kein Staat, 
ob Türkei, Syrien, Iran oder Irak, der 
mit Österreich Handel treibt, braucht 
sich davor scheuen, sich der kurdi¬ 


Orientalen oft eher gleich aus”. Im Au¬ 
ßenamt meint man: "Die Iraner sind da 
gar nicht nobel, sondern beinhart". 

Jetzt, nachdem die Iraner nicht mehr 
greifbar sind, will Innenminister 
Löschnak natürlich Auslieferungsan¬ 
träge stellen. 


sehen Opposition auch in Österreich 
zu entledigen. 

Österreich macht sich zum Mittäter 
des Völkermords, ob mit Waffenliefe¬ 
rungen in die betreffenden Länder 
oder mit der Gewährung eines Frei¬ 
scheins für staatlichen Terrorismus. 


Das Ganze kann doch nur mehr als 
Farce bezeichnet werden. Österreich 
hat sich somit geschickt aus der Affäre 
gezogen. Die Polizei hat ja eh die Haft- 
anlräge gestellt, die Justiz kann doch 
nicht ohne schwerwiegenden Ver¬ 
dacht Haftbefehle ausstellen, das Au¬ 
ßenministerium hat nur "Vermittler 
gespielt". 


Dieses Spiel, das die offiziellen Stellen 
uns Vorspielen, ist voller Verlogenheit 
und Zynismus. 


Wenn ein Mensch beim Sprayen er¬ 
wischt wird, oder ein Haus besetzt, 
dann ist es keine Frage, ob Untersu¬ 
chungshaft oder nicht. Mensch sitzt, 
oft wochenlang. 


Die österreichische Regierung will 


Diese Haltung zeigt sich auch in der 
Behandlung kurdischer Flüchtlinge, 
die in Österreich um Asyl ansuchen. 
Sie werden unter anderem in Wien- 
Schwechat festgehalten, um sie mög¬ 
lichst schnell in ihre "Heimatländer 
zurück zu schicken. 


Oder der Fall Ali Sapan: Er wurde im 
Herbst 1988 von Österreich an die 
BRD ausgeliefert. Ali Sapan ist auf¬ 
grund seiner politischen Überzeugung 
von der Türkei ausgebürgert und in 
Frankreich als Konventionsflüchtling 
anerkannt worden. Im europäischen 
Exil war er in der Öffentlichkeitsarbeit 
des Kurdistankomitees tätig. Ali 
Sapan wurde wegen des §129a an die 
BRD ausgeliefert. Dort wird ein Mas¬ 
senprozeß gegen Mitglieder der Kur¬ 
dischen Arbeiterpartei PKK vorberei¬ 
tet. Ermittelt 
wird nach §129a 
des bundes¬ 
deutschen 
Strafgesetzbu¬ 
ches wegen 
"Bildung einer 
terroristischen 
Vereinigung". 


An all diesen 
Tatsachen kann 
man/frau er¬ 
messen, wie 
perfekt das 
Theater um 
S a 1 m a n 
Rushdie war. 
Alle offiziellen 
Stellen gaben 
sich betroffen 
über diesen 
"barbarischen 
Mordaufruf. 


Nun sind drei Kurden in Österreich er¬ 
mordet worden — die offizielle Reak¬ 
tion? Mithelfen, um alles wie bisher 
weiterlaufen zu lassen. 
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Gummiband politik 

Als Ausländerinnen und Asylwerberlnnen kommen sie. Als "Fremde" und Konventionsflüchtlinge 
gehen sie. Und zwischendurch bereiten sie dem österreichischen Staat nur Kosten und Mühen. So 
sieht es wenigstens das österreichische Innenministerium und seine Beamten. Nicht so die Betroffe¬ 
nen. Daß Österreich sie nicht mit offenen Armen empfangen würde, ist ihnen spätestens dann klar, 
wenn sie von Behördenvertreterinnen angeschnauzt werden, Dokumente unterschreiben müssen, 
die sie nicht verstehen. Immer wieder erleben sie, daß ein Blatt Papier oder ein bißchen Geld mehr 
wert sein kann als ihre Würde, ihre Freiheit oder sogar ihre Existenz. 


(TATblatt) 

Seit Mitte Juli sind rund 2000 ungari¬ 
sche Flüchtlinge aus der Bündesbe- 
treuung entlassen worden, Anfang 
August sollen rund 3000 Polinnen da¬ 
zukommen. Nach der Zusicherung 
freier Rückkehr der polnischen und 
ungarischen Regierungen haben selbst 
Menschen, die bereits einige Jahre in 
Österreich leben, keine Chance auf 
Anerkennung als Konventionsflücht- 
liiige. Seit Mai 1988 werden allerdings 
Asylanträge polnischer und ungari¬ 
scher Staatsbürgerinnen im "Schnell¬ 
verfahren" behandelt. Für die Flücht¬ 
linge bedeutet Nichtanerkennung: In 
Zukunft unter die fremdenpolizeili¬ 
chen Bestimmungen zu fallen. Das 
heißt, abhängig zu sein von einer Auf¬ 
enthaltsgenehmigung. Und die ist von 
einer Arbeitsgenehmigung abhängig. 
Asylwerberlnnen hingegen bekom¬ 
men nur in Ausnahmefällen eine Ar¬ 
beitserlaubnis — wenn der Arbeits¬ 
markt "aufnahmefähig" ist. Flüchtlinge 
im Burgenland, zum Teil Familien mit 
Kindern, erhielten den entsprechen¬ 
den Bescheid zum Teil erst eine 
Woche vor ihrer Entlassung aus der 
Bundesbetreuung. Daß der Feder¬ 
strichpolitik des Bundesministeriums 
eine konkrete menschliche Betroffen¬ 
heit gegenübersteht, mußten auch die 
burgenländischen Grünen bei einem 
Flüchtlingsprechtag am 24. Juli erfah¬ 
ren: Trotz kurzfristig angesetztem 
Termin kamen rund 100 Flüchtlinge 
aus dem Südburgenland und der an¬ 
grenzenden Steiermark. Christine 
Heindl, Geschäftsführerin der 
Grünen im Burgenland, sieht das vor¬ 
rangige Problem für die Flüchtlinge, 
kurzfristig Wohn- und Arbeitsmög¬ 
lichkeiten beschaffen zu können. Dazu 
kommen Folgeprobleme wie fehlende 
gesundheitliche Versorgung, bürokra¬ 
tische Ungereimtheiten wie Aufent¬ 


haltsverbot für Personen, die bereits in 
einem festen Arbeitsverhältnis stehen 
oder eine Zusage eines Betriebes 
haben. Rund um das ganze die 'Gum¬ 
mibandpolitik" der Republik Öster¬ 
reich: Werden Arbeitskräfte gesucht, 
wird das Anerkennungs-Gummiband 
der Asylanträge weit gespannt, damit 
viele durchschlüpfen können. Wirds 
am Arbeitsmarkt eng, werden Asylan¬ 
träge restriktiv behandelt. Dazu 
kommt die österreichische Asylgesetz¬ 
gebung, die jede Kleinigkeit regelt, 
aber den Beamten einen außerordent¬ 
lich dehnbaren Ermessensspielraum 
läßt. Lassen sich' 

Menschenschick¬ 
sale an volkswirt- 
schaftlichen 
Zahlen festma- 
chen? Einer der 
Aufhängepunkte 
dieses Gummi¬ 
bandes ist die Un¬ 
terscheidung zwi¬ 
schen politischer 
Verfolgung und 
vorgeblich be¬ 
rechtigter Verfol¬ 
gung krimineller 
Taten: Welcher 
Staat würde es 
sich nehmen 
lassen, seine poli¬ 
tischen Feinde zu 
kriminalisieren? 

Sind Deserteure 
Kriminelle, politi¬ 
sche Verfolgte 
oder ...? Erst 
recht unverständ¬ 
lich, aber ange¬ 
sichts der Buclr- 
stabenfixiertheit 
der Behörden er¬ 
klärbar, wird die 
Situation im Blick 
auf die soziale- 


Lage im Burgenland. Dort soll bis zum 
Jahr 2025 die Bevölkerung aufgrund 
Überalterung und Abwanderung um 
rund 40 Prozent zurückgegangen sein. 
Auf wenig Medienöffentlichkeit, dafür 
auf umso mehr Vorurteile stießen die 
Probleme von Flüchtlingen bisher in 
der Öffentlichkeit, meint die Grüne 
Abgrordnete Helga Erlinger. Das 
sollte sich ändern. 


bezahlte Anzeige: 


Kräftig. 

Für den friedlichen Aufbau 
Nicaraguas. 



5101 Bergheim 

Post- und Bahnversand 
Lengfelden 169 
Tel. 0662/52178 

1050 Wien 

Obere Amtshausgasse 38 
Tel. 0222/543432 

6830 Rankweii 

Hadeldorfstraße 12 
Tel. 05522/41933 


Foto Pausenwein 
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Sanjin O.: 

"Unzucht mit Unmündiger" 

2 Monate bedingt 

Im September 88 schlief der sechzehnjährige Sanjin mit der zwölfeinhalbjährigen C. Er wollte, und 
sie wollte, bloß das Gesetz wollte nicht. Und somit war es "Unzucht mit einer Unmündigen", die 
Sanjin an diesem Tage also trieb. Und im Dezember gleich noch mal, wo sie zwar nicht miteinander 
geschlafen haben, aber sich immerhin gesetzeswidrig berührten. 


(TATblatt) 

Dienstag, 18. Juli, Jugendgericht 
Wien: Sanjin "gesteht" vor dem 
Richter, die ihm vorgeworfenen 
Handlungen gesetzt zu haben. Aller¬ 
dings, so antwortet er auf eine Frage 
des Richters, wußte er nicht, daß er 
dies nicht dürfe. Was den Richter en¬ 
trüstet, "i weiß ned, also zu unserer 
Zeit...". Wohl weiß Sanjin auf Nach¬ 
bohren des Richters, daß es da 
Grenzen gibt, aber daß er als Minder¬ 
jähriger nicht mit einer ebenfalls Min¬ 
derjährigen schlafen dürfe, wußte er 
nicht. Womit das Beweisverfahren ein¬ 
gestellt ist. Die "Zeugin", die zwölfjäh¬ 
rige Frau, mit der Sanjin geschlafen 
hatte, wird den Schöfflnnen nur mehr 
vorgeführt, damit sie sich anschauen 
können, wie jung sie doch noch ist. 

Die Staatsanwältin erkennt zwar an, 
daß die Unzucht nicht gegen den 
Willen des "Mädchens" — wie die 
zwölfjährige Frau immer genannt 
wurde — geschah. Doch es ist nun mal 
"im Sinne der Gesetze, daß Mädchen 
in so jungen Jahren nicht ins Sexualle¬ 
ben eingeführt werden." 

Der Verteidiger warf entlastend ein, 
daß auch sein Sohn nicht im Traum 
daran denken würde, daß er sich mit 
sowas strafbar machen würde. Was 
der Richter natürlich sofort aufwog, 
weiß sein Sohn das doch sehr wohl. 
(Und daß der Sohn des Verteidigers, 
als Sohn eines Juristen, daß der das 
nicht wisse, also wirklich. Schnell noch 
eine Belehrung die juristische Seite 
der Aufklärung zum Verteidiger ge¬ 
richtet und dann Zurückziehen mit 
den Schöfflnnen zur Beratung) 

Sanjin wird zu zwei Monaten beding¬ 
ter Haft verurteilt. Der Strafrahmen 
hat Haft zwischen null und fünf Jahren 
umfaßt. Wäre das "Mädchen" drei 
Jahre alt gewesen, hätte es drei Jahre 
gegeben, aber weil sie schon zwölf ist, 


gibt’s ein milderes Urteil, begründete 
der Richter, in der festen, und 
während der Verhandlung mehrmals 


bewiesenen Überzeugung, witzig zu 
sein. 


Sanjin, der Herzeige-Randalierer 


Sanjin befindet sich wegen Vorwürfen in Zusammenhang mit der 
Opernballdemo seit Anfang April in Untersuchungshaft! Sein 
Prozeß ist für Freitag, den 4. August, 9 Uhr im Wiener Jugendge¬ 
richt angesetzt. 


Wie seine Chancen bei diesem Verfah¬ 
ren stehen, laßt sich schwer abschät¬ 
zen. Die Polizei verfügt über kein kon¬ 
kretes Beweismaterial. Sie stützt ihre 
Vorwürfe lediglich auf Aussagen, die 
"Jugendliche vom Karlsplatz" bei einer 
großangelegten Verhörswelle 
gemacht, zu einem großen Teil aber in¬ 
zwischen wieder widerrufen haben. 
Die meisten "Zeuginnenaussagen" be¬ 
inhalteten überdies nur, daß Sanjin 
nach der Demo von diversen illegalen 
Handlungen erzählt habe. Wirklich 


gesehen hat es aber niemand. Bei 
seinen Erzählungen, 'so die Aussage 
Sanjins selbst gegenüber den Behör¬ 
den, wollte er aber nur "einnedrahn". 

Seine mittlerweile vier (!) Monate an¬ 
dauernde Untersuchungshaft muß 
Sanjin derzeit in einer Zelle mit Neo¬ 
nazis verbringen. Seine Situation ist 
katastrophal. Forderungen nach Ver¬ 
legung wurden bislang nicht erfüllt. 

Foto: Opemball 1989 
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Republikaner: Nun auch in Österreich ? 

Schon bald wird eine neue Partei die politische Landschaft Österreichs 
"bereichern" — "Die Republikaner". 

Vor einigen Tagen ist dem TATblatt das Programm dieser Partei zugespielt worden. Dieses Pro¬ 
gramm wurde Mitte Juni bei den zuständigen Behörden eingereicht. Schon demnächst wird also eine 
neue rechtsextreme Gruppierung offen auftreten. Wir bringen einige Auszüge aus dem Parteipro¬ 
gramm: 

(TATblatt; anonym) 


2.) Für REPUBLIKANER gibt es den 
Volksbegriff im weiteren, im bevölke¬ 
rungspolitischen, und im engeren, im 
ethnischen, Sinne. Staatsrechtlich, lan¬ 
desgemäß und heimatbedingt sind wir 
Österreicher, volksmäßig gehören die 
Österreicher deutscher Mutterspra¬ 
che dem deutschen Kulturvolk an und 
die Österreicher mit anderer Mutter¬ 
sprache sind laut Volksgruppengesetz 
aus 1976 zu den Volksgruppen zu 
zählen. 

7. ) Wir REPUBLIKANER werden 
uns verstärkt darum bemühen, daß die 
Familie den erstrangigen Stellenwert 
im Volk bekommt, der ihr von Natur 
aus zusteht. In dieser volkspolitischen 
entscheidenden Grundfrage ist eine 
möglichst hohe Anzahl von Kindern 
mit allen Mitteln zu fördern, denn in¬ 
dividuelles Leben und natürliche 
Volkszahl sind durch tausendfache 
Abtreibungen im Jahr in höchster 
Gefahr. Weil Kinderarmut langsamer 
Volkstod bedeutet, gehört vor allem 
der Wille zum Kind neu geweckt, bei 
gleichzeitiger ideeller und finanzieller 
Familienförderung des Staates. 
Schluß mit der familienfeindlichen 
Politik! Für ein kinderfreundliches 
Österreich! 

8. ) Wir REPUBLIKANER sind 
besorgt, daß durch den stattfindenden 
Massenzustrom von Ausländern eine 
vom Volk unerwünschte Überfrem¬ 
dung in höchstem Maß gegeben ist, 
wodurch morgen der innere Frieden in 
unserem Lande gefährdet sein wird. 
Diese anhaltende Ausländerinvasion 
ist zu stoppen: Scheinasylanten, Wirt¬ 
schaftsflüchtlinge und versteckte Ein¬ 
wanderer sind in ihre Heimatländer 
zurückzuführen.... 

...In Österreich brauchen wir heute und 
morgen keine nationalen Konflikte 
und keine sozialen Probleme, kein 


neues Proletariat und keine Integra¬ 
tion durch Einbürgerungen. Öster¬ 
reich den Österreichern!... 

9.) Wir REPUBLIKANER sind ent¬ 
schlossen, jene durch eine fehlgeleite¬ 
te Politik entstandenen Negativer¬ 
scheinungen zu bekämpfen und zu be¬ 
seitigen: die erschreckend hohe Kri¬ 
minalität, das dramatische Ansteigen 
von Rauschgiftsüchtigen samt Toten, 
die neue Geißel der Menschheit, die 
Immunschwäche AIDS, die hohen 
Materialschäden, die vielen Verletz¬ 
ten und Toten auf dem Schlachtfeld 
Straße, die unverantwortliche Ver¬ 
schmutzung von Boden, Wasser und 
Luft mit allerlei Giften, das fortschrei¬ 
tende Waldsterben, die allzu profithei¬ 
schende Spekulation und das grundle¬ 
gend falsch angelegte Bildungs'system. 

Wir REPUBLIKANER verlangen 
von den Verantwortlichen das Abstel¬ 
len oder zumindest die Eindämmung 
verschiedenster Auswüchse, zuvor¬ 
derst genügenden Schutz für uns 
Österreicher, vor allem für Frauen, 
Kinder und ältere Menschen.... 

Doch wer steht hinter dieser neuen 
Partei. Wie uns versichert wurde, 
handelt es sich bei dem Antragsteller 
um einen gewissen Alfred Bayer. 
Dieser Alfred Bayer hat eine bewegte 
rechtsextreme Vergangenheit hinter 
sich. Einige Auszüge: 

1975 Mitorganisator des vom "Bund 
volkstreuer Jugend" geplanten, jedoch 
behördlich verbotenen, Jugendkon¬ 
gresses 

1979 Teilnahme an der Weihnachtsfei¬ 
er der "Volkssozialistischen Arbeiter¬ 
partei" 

1981 Gründung der "Partei für Jugend 
und Volk”, deren Name aufgrund 
eines Einspruches der Jugend und 


Volk Verlagsges.m.b.H. geändert 
werden muß. Bayer zeichnet als Ver¬ 
antwortlicher der Zeitung dieser 
Partei, "Die Jugend" 


Weiters war er Bundesorganisations¬ 
leiter der NDP und kandidierte 1979 
bei den NÖ-Landtagswahlen. Feder- 



...und keine Republikaner in Österreich 
Foto: Westberlin 1989 
führend war er auch bei der rechtsex¬ 
tremen Tarnpartei "Die Grünen 
Österreichs", die zuletzt in der Steier¬ 
mark und mit einer Liste bei den ÖH- 
Wahlen 1987 kandidiert hatten. Diese 
Liste war der Grund für die Wiederho¬ 
lung der ÖH-Wahlen. 

Auf jeden Fall ein Mann mit Vergan¬ 
genheit, dieser Bayer. Die Frage ist, ob 
er mit dieser neuen Partei auch 
Zukunft hat. Die Namensgleichheit 
mit den BRD-Republikanern, ist si¬ 
cherlich geschickt, doch es wird sich 
erst zeigen, wo Österreichs Faschisten 
ihre Heimat haben: Bei den neuge¬ 
gründeten Republikanern, oder wei¬ 
terhin bei Jörg Haider. 
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Club 2 thematisiert Tötung behinderter Kinder 

Das "Gedenkjahr" ist vorbei; 51 Jahre nach der Etablierung der Nazis in Österreich läßt der ORF 
laut über Wert und Unwert von Menschenleben nachdenken. 


(TATblatt) 

Eine Eröffnungsrunde, wie sie nicht in 
jedem Club 2 stattfindet: in seinem Er¬ 
öffnungsstatement betonte Peter 
Radtke, daß er zwar an der Diskussion 
teilnehmen, aber nicht mit Peter 
Singer sprechen werde. 

Peter Radtke ist Schauspieler, Autor, 
von Geburt an behindert. Peter Singer 
ist Professor für Ethik an der Monash 
University in Australien. In seinem 
Buch "Praktische Ethik" und anderen 
Werken fordert er, schwerbehinderte 
Neugeborene, die zu einem "leidvollen 
Sterben" verurteilt wären, mittels 
Überdosierung von Betäubungsmit¬ 
teln zu töten. Es sei ohnehin an der Ta¬ 
gesordnung, meint Singer, daß behin¬ 
derte Neugeborene als nicht behan¬ 
delbar "liegen gelassen" würden. Die 
Entscheidung über Tod und Leben 
sollen die Eltern treffen. 

Es verwundert nicht, daß Peter 
Radtke nicht mit einem Menschen 
spricht, der ihm das Lebensrecht ab¬ 
spricht. Die bundesdeutsche "Lebens¬ 
hilfe eV." (Wohltätigkeitsverband) hat 
Singer zu einem Referat im Rahmen 
eines Kongresses in Marburg eingela¬ 
den. Diese und eine andere Veranstal¬ 
tung mit Singer in der Uni Dortmund 
wurden von Betroffenen gesprengt; 
der Kongreß mußte abgesagt werden. 
Eine andere Veranstaltung in Salz¬ 
burg fand statt, ebenso an der Uni 
Saarbrücken, wo erst nach einem halb¬ 
stündigen Pfeifkonzert begonnen 
werden konnte. 

Erst mit dem Redakteur der "Zeit", 
Reinhard Merkel, fand Singer ein 
Sprachrohr für seine Thesen. Und im 
Club 2 ein geduldiges Mikrofon, Ge¬ 
sprächspartnerinnen, die ein Interesse 
haben müssen, daß Singers Thesen 
nicht überhand nehmen in dieser Ge¬ 
sellschaft, und sich insofern in einer 
Zwangslage befinden. Auch in Öster¬ 
reich protestierten die Behindertenor¬ 
ganisationen reihum; das Dokumenta¬ 
tionsarchiv des Österreichischen Wi¬ 
derstands erstattete Anzeige nach Pa¬ 
ragraph 281 und 282 des Strafgesetz¬ 
buches (siehe Kasten). In der ge¬ 


schützten Athmosphäre des Club 2 
durfte Singer sich über seine Thesen 
auslassen; nicht unwidersprochen, 
aber Adolf Holl war ihm ein bemühter 
Gesprächsleiter, der über argumenta¬ 
tive Schwächen hinwegsah, um den 
Kern der Aussage herauskristallisie¬ 
ren zu können. 


Club 2-Tisch zu sitzen und ihn so sa¬ 
lonfähig zu machen. Freilich, Politike¬ 
rinnen mit klingenden Namen finden 
sich selten. Behinderte hingegen 
sollen ohnehin aus dem Blickfeld des 
körperbewußten Normalbürgers ver¬ 
bannt werden — und wenn, dann 
gleich gründlich, so Singer will. 


7 Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze 
Kollektive Verantwortung für §281. Wer in einem Druckwerk, im Rundfunk 

Kinder und behinderte Kinder, oder s0llst auf eine Weise, daß es einer breiten 
unbefangener Umgang mit allen, Öffentlichkeit zugänglich wird, zum allgemeinen Un-V 

gehorsam gegen ein Gesetz auffordert, ist mit Frei- j 
heitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 


Anra. Strafbar ist nur eine Aufforderung, ein Gesetz 
allgemein und grundsätzlich zu mißachten. Es muß sich umj 
ein Gesetz im technischen Sinn handeln. Bundes- und 
Landesgesetze kommen gleichermaßen in Betracht. 


die irgendwie anders sind, ist in 
dieser körpernormierten, "gesun¬ 
den" Gesellschaft ein genauso ver¬ 
drängtes Thema wie die Euthan¬ 
asiemorde der Nazis. Und was 
heute noch die schwerbehinderten 
Neugeborenen sind, läßt sich pro¬ 
blemlos auf Alte, Obdachlose,! Au ff or( ) erun g zu m it Strafe bedrohten Handlungen 
mißliebige ethnische Gruppen, 1 und Guthei ß ung m j t Strafe bedrohter Handlungen 
die Menschen in der Dritten Welt ( § ^ (J) Wer jn e , nem Druckwerk> lm Rund . 

funk oder sonst auf eine Weise, daß es einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich wird, zu einer mit Strafe 
bedrohten Handlung auffordert, ist, wenn er nicht als 
an dieser Handlung Beteiligter (§ 12) mit strengerer 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. 1 
bezeichnete Weise eine vorsätzlich begangene, mit 
einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohte 
)Handlung in einer Art gutheißt, die geeignet ist, das 
allgemeine Rechtsempfinden zu empören odef zur! 
Begehung einer solchen Handlung aufzureizen. 


ausdehnen. Eben alle, die nicht 
der Produktivitätsnorm der Indu¬ 
striegesellschaft genügen. 

Ein Club 2 mit dem Proponenten 
der bundesdeutschen Republika¬ 
ner, Schönhuber, wurde vor nicht 
allzulanger Zeit abgesagt. Öster¬ 
reichische Politikerinnen weiger.- 
ten sich, mit Schönhuber an'einem 


Antifaschistische Studentinnengruppe 

verurteilt 


(Dokumentationsarchiv des österreichischen 
Widerstands) 

Die an der juridischen Fakultät der 
Universität Wien wirkende Studentin¬ 
nengruppe "muki di rui" trat schon 
mehrfach mit antifaschistischen Akti¬ 
vitäten an die Öffentlichkeit. 1988 be¬ 
richtete die Gruppe in ihrer Zeitschrift 
wahrheitsgemäß über eine vom "Ring 
Freiheitlicher Studenten" (RFS) 1987 
organisierte Veranstaltung am Wiener 
Juridicum, bei dem ein Dr. Oberler- 
cher aus der BRD als Vortragender 
u.a. feststellte: "Das heißt, der römi¬ 
sche Bürger durfte seine Sklaven 
töten, ohne Sanktion, und er hat kei¬ 
nerlei Rechtsverletzung dadurch 
gemacht. ..und das hat auch der Toten¬ 


kopf-, äh, der SS-Mann in den KZs 
eben auch nur getan, wenn er einen 
Juden vergast hat." Eine Ordnertrup¬ 
pe in paramilitärischer Uniform be¬ 
sorgte den Saalschutz bei dieser Ver¬ 
anstaltung. 

Aufgrund dieses Berichts wurde ’muki 
di rui" vom RFS geklagt und von 
Richter Ernst Maurer zur Veröffentli¬ 
chung einer Entgegnung sowie zum 
Ersatz der Prozeßkosten (70.000 S) 
verurteilt. Die ausschließlich aus Mit¬ 
gliedsbeiträgen finanzierte Gruppe ist 
nun durch dieses Urteil in ihrere Exi¬ 
stenz gefährdet. Spenden auf das 
Konto "Creditanstalt Wien 0420- 
05488/00 (Bankleitzahl 11000)" sind 
daher dringend erwünscht. 
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Listig Umgetrieben 


Die Gruppe für Totalverweigerung hatte am Samstag, den 15. Juli zu Mittag auf den Stock-im-Eisen- 
Platz geladen, zu einer Waffenschau mit anschließendem Spaziergang zum Heldenplatz, wo das erste 
internationale Drückebergerinnendenkmal enthüllt werden sollte. 


(TATblatt; St.Eibl) 

Eines Nachts in Wien: 

Unzählige Straßen, Plätze, Gassen 
und Wege wechseln ihre Namen: Sie 
werden zu Zilk-Weg, Zilk-Weg- 
Straße, Zilk-Weg-Plätz, Zilk-Weg- 
Gasse, Zilk-Weg-Weg, wie es sich halt 
so ergab. Dazu erreichten uns keiner¬ 
lei Briefe wie folgt: 

Ich wohn jetzt seit 15 Jahren am Graben 
und war früher schon eher für den 
Führer, aber daß heute der Zilk, der 
mich sehr an ihn erinnert, auch den 
Graben in Zilkweg umbenennen läßt, 
das find ich nicht ganz richtig. 

Helmut Gangsterer 

Liebe Tatblatterlnnen 
jetzt hab ich aber die Schnauze voll! Im 
15.Bezirk alles Zilkweg! Eine typische 
SP-Werbeaktion, die sich gegen Vranitz¬ 
ky richtet! Recherchiert endlich! Deckt 
die miese Zilk-Tour endlich auf! 

Muck Dagi 


(gruppe für totalverweigerung) 

Das Ereignis wurde wie geplant, aller¬ 
dings unter nicht zu üppiger Öffent¬ 
lichkeit, durchgeführt. Die aufgestell¬ 
ten Waffen wurden zu Beginn von 
einem geistlichen Herrn gesegnet, 


Die versammelten Kinder sollen in 
einem Wettlauf ihre Tauglichkeit für 
das Heer unter Beweis stellen. Dies 
geschieht auch, endet aber bei der 
Frage um die Sinnhaftigkeit solchen 
Tuns in einem Gemetzel. Die verstreu¬ 


ten Toten werden nochmals gesegnet 
(Amen). 

Den Abschluß des Spazierganges 
bildet die Enthülllung des Drückeber¬ 
gerinnendenkmals, das nach einer er¬ 
greifenden Rede der Öffentlichkeit 
unter Beifall präsentiert wird. 


wie’s halt nötig ist, sollen 
die Waffen einen guten 
Zweck erfüllen. Ein Offi¬ 
zier des Heeres bewun¬ 
dert dieses Schauspiel. 
Anschließend erklärt er 
den anwesenden Er¬ 
wachsenen und Kindern 
die Geräte. Er verweist 
auf die großen Schwie¬ 
rigkeiten des Bundes¬ 
heeres bei der Beschaf¬ 
fung notwendiger Werk¬ 
zeuge für die Kriegsfüh¬ 
rung. Er weist auch auf 
die besondere Verant¬ 
wortung der Buben, die 
ja einmal Soldaten 
werden sollen, hin. Bei 
der Schilderung der 
Vorzüge der Waffen (zB 
Jagdboot Jörgl) fällt der 
Offizier immer wieder in 
Verzückung und klam¬ 
mert sich an ein vertikal 
erregierbares Geschütz. 


Zu Ehren der unbekannten Drückebergerinnen 
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Perg (Mühlviertel): 

Endlich wöchentliche Sonderputzbrigaden 

Schluß mit der plakativen Bedrohung! 


(TATblatt; ewsbg [erste wöchentliche Sonder¬ 
putzbrigade]) 

"Dies ist die Geschichte wahren Hel¬ 
denmutes im Dienste der heiligen 
Ordnung", so begann vielverspre¬ 
chend ein Flugblatt, das auf den TAT- 
blatt-Redaktionstisch flatterte und die 
Aufmerksamkeit des Redaktors an 
sich riß, wie mann so schön sagt. Und 
die Aufmerksamkeit lohnte sich. 
Denn: "Perg drohte im absoluten 
Chaos zu versinken!" Gott im Himmel! 
"Eine immer unbändiger werdende 
Plakatflut stürzte auf Perg ein. Bäume, 
Laternenmaste, ja selbst altehrwürdi¬ 
ge Scheunen standen nicht mehr in 
würdigem Dunkelbraun oder Grau da, 
sondern waren überzogen mit einer 
Schicht aus fürchterlich sinnlichen, 
bunten Plakaten. In ihrer aggressiven 
Sinnlichkeit gefährdeten sie die 
abendländische Wertordnung und die 
präusisch verbrämte mitteleuropä¬ 
ische Kulturidentität der Pergerinnen 
und Perger. Perg drohte in dieser 
Brandung der Balkanisierung hinweg¬ 
gespült zu werden; Sittenverfall und 
sprunghafter Anstieg der Verbre¬ 


chensrate lugten aus den Rattenlö¬ 
chern, Kinderschändung und Groß¬ 
muttermord pochten drohend an die 
Tür, Sodom und Gomorrha wollten 
Einkehr halten, und die Plakate (als 
Ausdruck der vollkommenen Ver¬ 
kommenheit) feuerten die Perger Be¬ 
völkerung zu immer neuen Perversio¬ 
nen und Ausschweifungen an. Wie 
sollte man/frau auch moralisch gefe¬ 
stigt bleiben, tagtäglich die Ungeord- 
netheit der Plakatlandschaft vor 
Augen erblühten ungehemmt Anar¬ 
chie und blanker Eigennutz. 
Beamtinnen der BH-Perg (allen voran 
Bezirkshauptmann Zweckmair — der 
auch im folgenden Szenario das Ober¬ 
kommando führte) fanden sich in 
dieser für Perg so bedrohlichen Situa¬ 
tion zusammen, um das Abendland 
beherzt vor dem spürbar nahenden 
Untergang zu bewahren. 

Dies war die Geburtsstunde der 
"Perger Plakatierverordnung'', die 
diese handvoll Getreuer im Oktober 
1986 zur "Aufrechterhaltung der öf¬ 
fentlichen Ordnung" (Originaltext) 
der drohenden Verlotterung entge¬ 
gensetzte. Das Plakatieren 


schern von Autos. Damit machte die 
BH-Perg der Bedrohung endgültig 
den Garaus. Erst jetzt, drei Jahre 
später, wurde diesen Helden im 
letzten Bürgermeisterbrief die längst 
fällige Würdigung zuteil. 

In einem Artikel des Bürgermeister¬ 
briefes wurde Perg wieder der Status 
einer sauberen Stadt zuerkannt und 
auch der letzte Plakatständer via Foto 
überführt. Wir wollen mit unserer Säu¬ 
berungsaktion die Helden ehren und 
das Banner für ein sauberes Perg wei¬ 
tertragen. 

ES LEBE DIE BH PERG UND 
DEREN PLAKATIERVERORD¬ 
NUNG 

Doch für ein wahrhaft sauberes Perg 
sind noch weitere Schritte unerläßlich! 

1. ) Verhaftung aller, die auf das demo¬ 
kratische Recht der Meinungsäuße¬ 
rung pochen 

2. ) Monatliche Desinfektion des 
Hauptplatzes 

3. ) Nasenbohren & Fingernägelküfen 
muß mit Kerker bestraft werden 
Dies als Sofortmaßnahmen." 



ist seither nur noch auf Ganz im Sinne dieses Flugblattes 
einer einzigen Litfaßsäule sorgten am 22. Juli schließlich etwa 5 
gestattet. In einer weiteren Leute für mehr Sauberkeit im Ort. Sie 
tollkühnen Aktion unter- wuschen den Hauptplatz, das 
sagte die BH Perg auch das Rathaus, geparkte Autos, die Schuhe 
Einklemmen von Flugblät- von Passantinnen und — nicht zuletzt 
tern zwischen Windschutz- — die Bäume, Sträucher und Blumen, 
scheibe und Scheibenwi- 
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Pyhrnautobahn: Baustelle besetzt 


(TATblatt/gr) 

Ende Juni verkündete Ober Öster¬ 
reichs Landeshauptmann Ratzenböck 
einen Ablösestopp für seinen Teil der 
Trasse der A9 Pyhrnautobahn. 
Nachdem allerdings einige Tage 
darauf der zuständige Landesrat Püh- 
ringer die Äußerungen seines Chefs 
präzisiert hatte, waren sie binnen Se¬ 
kunden zu einem schön formulierten 
Situationsbericht verkommen, dem 
die Pyhrngegnerlnnen ihre Anerken¬ 
nung nicht vesagten: sie besetzten mal 
wieder die Baustelle 


Nachdem einige Tage lang der Aus¬ 
blick vom Linzer Landhaus auf die 
vornehme Promenade durch kampie¬ 
rende Bäuerinnen und Bauern und al¬ 
lerhand kleinem und größerem Vieh 
getrübt worden war, tat der im 
Gebäude residierende Landeshaupt¬ 
mann der "ARGE Bauern für das 
Kremstal" eine Verkündung, die gar 
sehr nach Erfolg der Autobahngegne¬ 
rinnen klang: ein halbes Jahr Ablöse¬ 
stopp für die oberösterreichische 
Trasse. Dermaßen mißverständlich 
nach Baustopp klangen die Worte des 
Herrn Ratzenböck, daß sich sein — 
auch sonst für’s Grobe zuständige — 
Landesrat Pühringer bald darauf ver¬ 
anlaßt sah, sie ein wenig genauer dar¬ 
zulegen. Schließlich kann es eines 
Landeshauptmanns Sache nicht sein, 
sich mit lästigen Details herumzu¬ 
schlagen. 

Etwa damit, daß dieser Ablösestopp 
lediglich für den Abschnitt Kirchdorf 


an der Krems-Windischgarsten gilt. 
Jenen Abschnitt also, für den noch 
keine gesicherte Finanzierung vor¬ 
liegt, und für den Ablöseverhandlun¬ 
gen in der nächsten Zeit aus diesem 
Grund ohnehin nicht aktuell sind. Aus 
dieser im Land Oberösterreich 
nunmehr alleingültigen Auslegung 
seiner Äußerungen läßt sich schlie¬ 
ßen: Ratzenböck hat mit schönen 
Worten gesagt, daß alles weitergeht 
wie bisher. Also folgte am 4.JuIi — die 
nächste Baustellenbesetzung. 


Etwa 40 Leute waren es, die gegen 10 
Uhr die unbewachte Baustelle in der 
Haselböckau einnahmen und einen 
Kran und einen Bagger besetzten. 
Kurz nach Eintreffen der Presse er¬ 
reichten auch Bernd Lötsch, Freda 
Meißner-Blau und Helga Erlinger den 
Ort des Geschehens. Nur langsam und 
zögernd war die Gendarmerie bereit, 
sich zwecks Amtshandlung einzufin¬ 
den. Es war bereits deutlich nach 11 
Uhr, als Bezirkshauptmann Strelitz 
die Besetzerinnen von der Ungesetz¬ 
lichkeit ihres Tuns zu überzeugen ver¬ 
suchte, worauf Prof. Lötsch (wie Stre¬ 
litz durch Megaphon) nicht weniger 
ergreifend die Verteidigung der Ange¬ 
sprochenen übernahm. Nach zwei 
Stunden begann die Gendarmerie mit 
der Räumung, und zwar mit einer 
Sanftheit die die Festnahme zum Ver¬ 
gnügen machte. Helga Erlinger, deren 
Festnahme von FMB persönlich ver¬ 
hindert wurde, nannte das "Hainburg¬ 
methoden", und ich frage mich bis 


heute, wie sie das gemeint hat. Nach 
knapp einer weiteren Stunde waren 
die 14 Personen, derer die Gendarme¬ 
rie unmittelbar habhaft werden 
konnte, betreten und bald darauf 
wieder auf freiem Fuß. FMB, Lötsch 
und Erlinger konnten fahren, und es 
wurde lustig. 

Denn auf dem Kran harrten noch 8 
Personen ihrer Festnahme, doch — 
die Gendarmerie wollte nicht. Nach 
mehrstündigen Verhandlungen ver¬ 
kündete Bezirkshauptmann Strelitz 
dem ORF gegen 17.30 Uhr das Ende 
der Aktion. Die Besetzerinnen ver¬ 
meldeten das Gegenteil, und im Ge¬ 
gensatz zu Strelitz konnten sie’s auch 
beweisen. 

Es folgten die schönsten Szenen des 
Abends: eine Leistungsschau der frei¬ 
willigen Feuerwehr Wels, die ihre na¬ 
gelneue Magirusleiter der Öffentlich¬ 
keit vorführen konnte (siehe Foto). 
Dank dieser überlegenen Technik 
konnte die Gendarmerie auf dem Arm 
des Krans die rechtsstaatliche 
Ordnung wiederherstellen. Die Beset¬ 
zerinnen zogen sich nämlich ins Füh¬ 
rerhaus zurück, das dann mittels einfa¬ 
cherer Hilfsmittel geöffnet wurde 
(Brechstange). Nach rund zehn 
Stunden Besetzung über den wachsa¬ 
men Augen des eigens angereisten Di¬ 
rektors der Pyhrn-Autobahn AG, 
Talirz, wurden die Besetzerinnen 
gegen 20 Uhr abgeseilt. 




Fotos: Arthur Freund 
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Neue Bahn: 

Weitere Nebenbahnen vor Einstellung 

Nach der letzten großen Welle der Nebenbahn-Einstellungen im Vorjahr stehen auch heute wieder 
zahlreiche Bahnen auf der Abschußliste. 


(TATblatt; Arbeitskreis öffentlicher Verkehr) 
Für einige Bahnen wurden Stichtage 
festgelegt, bis zu welchen die Fahr¬ 
gastzahlen oder das Güteraufkommen 
um bestimmte Prozentsätze ansteigen 
müssen, um die Einstellung abzuwen¬ 
den. Solche Steigerungen treten aber 
nicht von selbst auf, sondern verlangen 
nach vorher zu setzenden Maßnah¬ 
men. Da diese von den ÖBB aber na¬ 
türlich nicht freiwillig gesetzt werden, 
ist das Ende für diese Bahnen mehr als 
absehbar. 

Dabei haben die ÖBB selbst vorge¬ 
zeigt, wie das "Nebenbahnproblem" 
gelöst werden könnte. Als vor mehr als 
einem Jahr auf der "Stammersdorfer 
Lokalbahn" (einer typischen wein- 
viertler Nebenbahn mit langsamen 
Zügen zu allen heiligen Zeiten) der 
Personenverkehr und zum Teil auch 
der Güterverkehr abschnittsweise ein¬ 


gestellt wurden, wurde auf einem 
kleinen verbleibenden Streckenab¬ 
schnitt das Regionalzugsangebot ver¬ 
bessert: mit verbesserten Anschluß¬ 
verbindungen und Stundentakt. Die 
Folge waren: volle Züge auf einer 
Strecke, wo vorher fast niemand unter¬ 
wegs war. Und im Mai dieses Jahres 
wurde sogar auf einem bereits einge¬ 
stellten Abschnitt der Personenver¬ 
kehr wieder aufgenommen. 

Derzeit sind folgende Strecken akut 
von der Einstellung bedroht: 
*Friedberg — Oberwart (Einstellung 
des Personenverkehrs) 

* Rohr —Bad Hall (Personenverkehr 
bereits eingestellt, Einstellung des Ge¬ 
samtverkehrs angestrebt) 

*Haiding — Aschach an der Donau 
(Einstellung des Personenverkehrs) 
*Friedberg-Lengau — Schneegattern 


(zuletzt nur mehr Güterverkehr, der 
jetzt auch eingestellt wird) 
*Weizelsdorf- Ferlach (zuletzt nur 
mehr Güterverkehr, der jetzt auch ein¬ 
gestellt wird) 

* Launsdorf-Hochosterwitz - Hütten¬ 
berg (abschnittsweise Einstellung von 
Güter- oder Personenverkehr) 

* Zeltweg —Fohnsdorf (Einstellung 
des Personenverkehrs) 

*St Paul—Lavamünd 
^Schmalspurbahn Wieselburg an der 
Erlauf-Gresten (Einstellung des 
Personenverkehrs) 

*SchmaIspurbahn Alt Nagelberg — 
Heidenreichstein (Personenverkehr 
bereits eingestellt, Einstellung des Ge¬ 
samtverkehrs geplant) 
*Schmalspurbahn Gmünd —Groß 
Gerungs (Einstellung des Personen¬ 
verkehrs) 


Eine Initiative für selbstverbilligtes Bahnreisen mit legalen Mitteln: 

Bahn-Kontor 


(Bahn-Kontor) 

Bahn-Kontor ist ein Verein zur Förde¬ 
rung des Personenverkehrs auf der 
Bahn. Weil Förderung (auch) heißt, 
den Bahnbenützerlnnen günstige 
Tickets zugänglich zu machen, bietet 
Bahn-Kontor allen Mitgliedern (Ein¬ 
zelpersonen, Vereinen, Firmen) unbü¬ 
rokratisch und ohne Mindestabnah¬ 
meverpflichtung Zugang zum billig¬ 
sten Großabnehmerlnnenfahrschein, 
nämlich zur Bahnkontokarte (Billiger 
sind nurmehr Haipreiskarten, sog. 
"Umwelttickets", wenn man/frau be¬ 
rechtigt ist, solche zu benützen.). 

Jedes Mitglied stellt die Fahrscheine 
selbst aus; die Benützung 5Sr Bahn¬ 
kontokarte ist an keinerlei Berechti¬ 
gung oder Ausweis gebunden, keine 


Mindestfahrstrecke von 71 km (wie bei 
der Kilometerbank), jedeR Reisende 
erhält seine eigene Fahrkarte (die Ki¬ 
lometerbank kann immer nur von 
einer Person oder einer Gruppe 
gleichzeitig benützt werden), nichtbe- 
nutzte Fahrscheine können zurückge¬ 
geben werden. 

Der Kilometerpreis beträgt derzeit 88 
Groschen für die 2. Klasse und S 1,28.- 
in der 1. Klasse (exclusive eventuelle 
Eurocity-Zuschläge). Zusätzliche 
Kosten: Porto für den Versand der 
Fahrscheinheft 

Der Mitgliedsbeitrag im Verein Bahn- 
Kontor beträgt S 50.- pro Kalender¬ 
jahr plus einem einmaligen Haftungs¬ 
beitrag für uneinbringliche Fahr¬ 


scheinhefte S 100.- 

Im Verein Forschungswerkstatt Linz 
wurden in den letzten 3 Jahren mit der 
Bahnkontokarte ziemlich gute Erfah¬ 
rungen gemacht. Allein im Umkreis 
der Forschungswerkstatt gibt es genug 
Abnehmerlnnen die die Abnahme 
eines Mindestkilometerkontingents, 
von 100 000 Kilometern im Jahr er¬ 
möglichen. Mit der Gründung des 
Vereins Bahn-Kontor wird es möglich, 
den Kreis der Benützerinnen über das 
Umfeld der Forschungswerkstatt aus¬ 
zuweiten. 

Nähere Informationen für Interessier¬ 
te gibts direkt beim Verein "Bahn- 
Kontor", Postfach 679, 4021 Linz 
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Gamma-Strahlenmeßstelle: 



Meßwerte 17. Mai bis 13. Juni 1989 


Bezeichnung 

Herkunft 

Erzeug/ 

Cs-137 



Ablauf- 

nCi/kg 



datum 

bzw. 1 

Milch und Mi 1chnrodukte 




MILCH AB HOF 

1220 Wien (Polzer) 

12.06.89 

0.01 

MILCH AB HOF 

2640 HiIzmannsdorf 

10.06.89 

0.04 

MILCH AB HOF 

3161 St.Veit/Gölsen 22.06.89 

0.03 ' 

MILCH AB HOF 

3632 Traunstein 

26.06.89 

1.99 

MILCH AB HOL 

Bezirk Zwettl 

6.89 

1.48 

MILCH AB HOF 

Bezirk Zwettl 

7.89 

1.16 

MILCH AB HOF 

3943 Schrems 

6.89 

0.09 

MILCH AB HOF 

4540 Pfarrkirchen 

6.89 

0.04 

MILCH A8 HOF 

4625 Offenhausen 

25.06.89 

0.09 

MILCH AB HOF '* 

5571 Kraischaberg 

7.89 

0.13 

MILCH AB HOF 

6281 eine Alm 

25.07.89 

3.32 

MILCH AB HOF 

6365 Aschau 

12.07.89 

1.97 

MILCH AB HOF 

8530 Kresbach 

18.07.89 

0.12 

MILCH AB HOF 

8554 Untersoboth 

19.07.89 

0.76 

MILCH AB HOF 

85.. eine Alm 

17.07.89 

7.67 

MILCH AB HOF 

"8953 Donnersbach 

10.07.89 

0.40 

SCHAFMILCH AB HOF 

3944 Pürbach 

17.07.89 

0.43 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER Durchschnitt 

6.89 

0.14 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER Spitzenwert 

30.06.89 

0.20 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

15.07.89 

0.06 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

26.07.89 

0.20 

VOLLMILCH NOM 

Durchschnitt 

6.89 

0.14 

VOLLMILCH NÖM 

Spitzenwert 

27.06.89 

0.18 

VOLLMILCH NÖM 

Durchschnitt 

7.89 

0.20 

VOLLMILCH NÖM 

Spitzenwert 

7.07.89 

0.31 

FLASCHENMILCH MOLK.ZWETTL 

13.06.89 

0.15 

VOLLMILCH PIKANO 


13.06.89 

0.17 

VOLLMILCH AGROSSERTA/STAINZ 

22.07.89 

0.13 1 

VOLLMILCH MLEKARENSKY PRUMYSL BUDWEIS 

7.89 

0.01 

VOLLMILCH FA.VALIO/HELSINKI 

16.07.89 

0.27 

BABYMILCH NOM 

Durchschnitt 

. 6.89 

0.02 

BABYMILCH NÖM 

Durchschnitt 

7.89 

0.03 

LATELLA MANGO 


25.09.89 

0.11 

BUTTER 

4560 Kirchdorf/Kr. 

12.06.86 

0.71 • 

MAGERTOPFEN NÖM 


18.06.89 

0.03 

TOPFEN 20% FETT "DESSERTA" 

2.07.89 

0.11 

TOPFEN MAGER "DESSERTA" 


6.07.89 

0.08 

. SCHAFJOGHÜRT JOGI-PUR 

3071 Haqerb./Bersta 16.06.89 

0.03 

SCHAFKÄSE 


7.89 

0.01 

SCHAFKÄSE IN ÖL 

3580 Horn 

6.89 

0;07 

1 Obst. Obstprodukte und Gemüse 



RIBISEL 

6020 Innsbruck 

7.89 

< 0.08 

RIBISEL SCHWARZ 

8530 Deutschiandsberg9.07.89 

0.04 

WEISSE RIBISEL 

4300 Herzograd 

7.89 

0.07 

ERDBEEREN 

7203 Wiesen 

7.89 

< 0.13 

HIMBEEREN 

5221 Lochen 

6.89 

< 0.14 

HEIDELBEEREN 

8463 Fötschach 

7.89 

0.47 

HEIDELBEEREN 

4204 Puchenau 

7.89 

2.94 

HEIDELBEEREN I 

3950 Höhenberg(Wald 

7.89 

6.47 

HEIDELBEEREN II 

3950 Höhenberg(Hohlweg) 7.89 

0.41 

HEIDELBEEREN 

3665 Waldhäuser 

25.07.89 

18.00 

HEIDELBEEREN 

5571 Kraischaberg 

7.89 

5.26 

HEIDELBEEREN 

2870 Aspang 

7.89 

0.38 

HEIDELBEERSAFT 

2870 Aspang 

7.89 

0.10 

HOLLERSAR 

3945 Höhenberg 

89 

< 0.07 

SPINAT 

3500 Krems 

7.89 

< 0.10 

Pilze 




HERRENPILZE 

2733 Grünbach 

15.07.89 

< 0.13 

STEINPILZ 

5571 Kraischaberg 

7.89 

0.46 

PARASOL 

4204 Ottenschlag 

2.07.89 

1.63 

RÖHRLINGE U. ROTKAPPEN 

2880 Kirchberg/Wechs. 8.87 

16.00 

EIERSCHWAMMERL 

3631 Ottenstein 

30.06.89 

0.32 

EIERSCHWAMMERL 

3970 Wetzles/Weitra 

7.89 

1.95 

EIERSCHWAMMERL 

3612 Kl.Heinrichschlag 7.89 

1.24 

EIERSCHWAMMERL 

5721 Piesendof 

7.89 

1.53 

EIERSCHWAMMERL 

3950 Höhenberg 

12.07.89 

13.00 

EIERSCHWAMMERL GETR. 

PL 

24.06.89 

6.24 

PILZE GETR. 

5571 Kraischaberg 


11.70 

Nüsse. Honiq 




HASELNÜSSE 

TR 

88 

0.08 

BUCHWEIZENHONIG 

SU 


0.09 

HONIG/WALD 

5310 Mondsee 


1.70 

HONIG 

6883 Klaus 

86 

0.65 

diverse Lebensmitbel 




MINZE GETR. 

2640 HiIzmannsdorf 

86 

0.33 

F ICHTLNTRIE.BE GUR. 

3924 Gutenbrunn 

89 

17.90 

SAFT AUS FICHTENWIPFELN 

3924 Gutenbrunn 

5.89 

2.00 

BAUERNBROT ROGGLN/WEIZEN FA.SCHAGERL 

1.07.89 

< 0.09 

HEIZENKtIMNUOELN FA.HALFINGER 

11.90 

0.05 

SCHOKOLADE ALPROSE VOLLMILCH 

12.89 

< 0.11 

Jeder Meßwert hat einen 

Fehler von 10 - 30%. 



Kommentar zu den Meßwerten: 



Lebensmittel mit > 0.3 Nanocurie/kg(1) sinc 

unserer 

Meinung nach 

für Kinder, schwangere 

und stillende Frauen nicht geeignet. Für J 

alle anderem Menschen 

gilt: Grundnahrungsmittel sollten nicht 1 

mehr als 1 nCi/kg(l) Akt 

ivität haben. 




Verstrahlte Almen 

(Gamma-Strahlenmeßstelie) 

Vor einigen Tagen meldeten die Herren aus dem For¬ 
schungszentrum Seibersdorf (ÖFZS), daß die Aktivität von 
Almmilch weniger als erwartet abgenommen habe, die Alpen 
aber dennoch nicht hoch verstrahlt und "Wanderer bei einer 
einwöchigen Bergtour" daher nicht gefährdet seien. Die 
Sache hat allerdings mehrere Haken: 

1. Von den Alpen als homogener Gesamtheit kann hier nicht 
gesprochen werden. In jedem Tal und auf jeder Alm strahlt 
es anders, oft liegen sogar stark verstrahlte Almen und Täler 
neben ganz schwach belasteten. 

2. Urlauberinnen sind bei Bergtouren wahrscheinlich wirklich 
nicht gefährdet (v.a. wenn Kinder auf Almmilch weitgehend 
verzichten). Außerdem ist es sicher gesünder auf einer Alm 
zu wandern als im Beserlpark Auspuffgase einzuatmen. 

Anders ist es bei Bergbäuerinnen und -bauern, die ja schließ¬ 
lich länger als eine Woche im Jahr in diesen Regionen leben. 

Ein Rechenbeispiel: Annahme: Ein Kind einer Bergbäuerin¬ 
nenfamilie 

trinkt pro Jahr 130 1 Milch (inkl.diverser Milchprodukte). 
Falls diese Milch nun eine Strahlenbelastung von 2.7 nCi Cs- 
137/1 aufweisl, beträgt die jährliche Dosis für dieses Kind 
ca.150 mrem (millirem)/130 1 Milch. Dabei muß berücksich¬ 
tigt werden, daß es sicher Milch gibt, die noch höher ver¬ 
strahlt ist (wir haben auch schon Milch mit über 20 nCi/1 ge¬ 
messen). Falls das Kind die gleiche Menge Molkereimilch zu 
trinken bekommt, beträgt die Jahresdosis ca.11 mrem. Laut 
Strahlenschutzverordnung beträgt die jährliche Gesamtkör¬ 
perdosis 167 mrem (ohne natürliche Strahlung). 

"Die Leute leben doch nicht dauernd von Wildschweinen, 
Pilzen und Beeren" — das ist ein Zitat von einem Seibersdor- 
fer. Zu ihrem Glück tun sie das nicht. Sonst würden sie unter 
Umständen eine enorm hohe Strahiendosis abbekommen. 
Aber auch wenn oben genannte Nahrungsmittel nicht in 
rauhen Mengen verzehrt werden, kann sich eine gewisse 
Dosis ergeben. Ein Rechenbeispiel: Wir haben letzte Woche 
Heidelbeeren mit einer Aktivität von 18 nCi Cs-137/kg gefun¬ 
den. Annahme: Ein Kind ißt im Jahr 1.5 kg dieser Heidelbee¬ 
ren (z.B. auch als Marmelade). Die dabei aufgenommene 
Dosis beträgt ca. 11 mrem —■ also genauso viel, wie wenn das 
Kind 130 1 Molkereimilch trinken würde. Die gleiche Dosis 
kann nocheinmal durch den Genuß von 2 kg Eierschwam¬ 
merl/Jahr (13 nCi/kg) aufgenommen werden. 

Auch Wildfleisch kann stark belastet sein. Es stimmt natür¬ 
lich, daß Pilze, Beeren, Wildfleisch und eventuell auch Honig 
nicht zu den Grundnahrungsmitteln gehören und daher auch 
nur relativ wenig davon gegessen wird. Es geht aber darum, 
die gesamte aufgenommene Dosis so gering wie möglich zu 
halten, und im Sinne dieser Risikominimierung sollten v.a. 
Kinder nicht nur auf verstrahlte Milch, sondern auch auf stark 
verstrahlte Pilze, Beeren, Wildschweine usw. verzichten. 

Die Herren aus Seibersdorf können ja essen was sie wollen. 
Mahlzeit! 




Seite 18 


Bastelseite 
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Neue Serie: 


Heute: 


Der/die Anfängerin 
nimmt einen Fensterrah¬ 
men, spannt ein Gardi¬ 
nengewebe drauf (siehe 
mittleres Bild). 

Die Schablone, sozusa¬ 
gen das, wo keine Farbe 
hinkommen soll (Selbst- 
klebepapier) pickt 
man/frau auf die Unter¬ 
seite. Die Farbe sollte 
dickflüssig und wasser¬ 
löslich sein; vor allem für 
T-Shirts. 

Mit einer Rakel (das ist 
ein Holzbrett mit Gum¬ 
mileiste) wird die Farbe 
oben auf dem Sieb ver¬ 
teilt (das Sieb wird "ge¬ 
flutet"). Sodann drückst 
du die verteilte Farbe 
durchs Sieb, indem du 
die Rakel wieder zu dir 
ziehst. Sieb hochheben 
und nächster Durch¬ 
gang. 

Literatur: Der/die es genauer 
machen will besorgt sich am 
Besten das Buch "Siebdruck", 
erschienen im Rowohlt- 
Verlag. 

Siebdruckmaterialien: 

Fa. Szerencsics (Wien 12, 
Schönbrunnerstr 249-257; Tel 
0222-832151) 

T-Shirts: 

Fa Interpresent (Wien 6, 
Sandwirtgasse; 40.- bis 60.- 
öS gute Qualität) 
für Abenteurerinnen: Wien 2, 
Mexicoplatz (billiger, Qualität 
ebenso) 

für Entdeckerinnen: Textil¬ 
viertel rund um den Rudolfs¬ 
platz in Wien 1. 




Siebdruck 
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Neues Strafverfahrensregister in der BRD 

Neben NADIS, INPOL, PIOS, DISPOL, den diversen SPUDOK-Dateien etc. soll jetzt ein 
weiteres Informationsnetz des Staates die BRD überziehen. 


Mit einem zentralen Informationssystem sollen die Staatsanwaltschaften in der BRD jetzt überre¬ 
gional koordiniert werden. Dieses Register, vom Generalbundesanwalt seit Jahren gefordert, wird 
in Berlin zusammen mit dem Bundeszentralregister und dem Erziehungsregister geführt werden und 
soll unabhängig von den Informationssystemen der Polizei arbeiten. Es wird alle laufenden Straf- 
und Ermittlungsverfahren erfassen und nur den Staatsanwaltschaften und Gerichten zugänglich sein. 


(TATblatt) 

Die Notwendigkeit eines solchen In¬ 
formationssystems wird vor allem 
damit begründet, daß in den Zustän¬ 
digkeitsbereichen verschiedener 
Staatsanwaltschaften Ermittlungsver¬ 
fahren gegen die selbe Person laufen 
können. Derzeit sind im Bundeszen- 


(Quelle: Megaphon) 

Am 21. Juli brachen Joelle Aubron, 
Nathalie Menigon, Georges Cipriani 
und Jean-Marc Rouillan ihren Hun¬ 
gerstreik, den sie 13 Wochen lang 
durchgeführt hatten, ab. Der Hunger¬ 
streik war schon in die kritische Phase 
getreten, Joelle wurde mit Infusionen 
zwangsernährt. Alle mußten bereits 
mit bleibenden Schäden rechnen. 


tralregister etwa 1.7 Mio. Personen mit 
mehr als einem Registereintrag ver¬ 
merkt, 36 % von ihnen wurden in ver¬ 
schiedenen Gerichtsbezirken verur¬ 
teilt. Über mögliche Zusammenlegung 
und Einstellung von Verfahren erhofft 
sich die bundesdeutsche Justiz eine 
"Einsparung" von etwa 50.000 Ermitt- 


Mit dem Hungerstreik sollte der For¬ 
derung nach Zusammenlegung der 
Gefangenen aus der Action Directe 
Nachdruck verliehen werden. Einer 
Radiomeldung nach wurde ihnen zu¬ 
gesichert, daß ihre Isolation aufgeho¬ 
ben wird. Das heißt, "normale" Haftsi¬ 
tuation. Ausdrücklich werden die vier 
jedoch nicht zusammengelegt und sie 
können auch nicht zu Arbeitssitzun¬ 
gen Zusammenkommen. 


lungs- und Strafverfahren. Außerdem 
soll die zentrale Erfassung verhindern, 
daß Beweismittel verloren gehen und 
Ermittlungshandlungen sich gegensei¬ 
tig behindern. 

De facto bedeutet die zentrale Erfas¬ 
sung eine weitere Einengung des 
Handlungsspielraumes der Verteidi¬ 
gung zugunsten der Staatsanwalt¬ 
schaft. Walter Richter verweist in der 
"Neuen Juristischen Wochenschrift" 
darauf, daß die Erfassung auch im In¬ 
teresse der Angeklagten liege: mehrfa¬ 
che Vernehmungen und Hauptver¬ 
handlungen würden überflüssig, die 
Gesamtstrafe sei gegenüber mehreren 
Strafen meist "günstiger". Ob er den 
Angeklagten soviel Mündigkeit 
zutraut, daß sie selbst mit ihren Anwäl- 
tlnnen entscheiden, einen Antrag auf 
Verfahrenszusammenlegung zu 
stellen ? 

Quelle: Neue Juristische Wochenschrift Nr. 
29/89 vom 19. Juli 1989, Seite 1785 


Action Directe: 

Hungerstreik abgebrochen 


Flüchtlings- oder Vernichtungslager ? 

Vergiftetes Brot gegen Kurdinnen aus dem Irak 


(TATblatt) 

Am 9. Juni 1989 wurden im Lager 
Mardin-Kiziltepe kurdische Flüchtlin¬ 
ge mit gesundheitsschädigenden Nah¬ 
rungsmitteln vergiftet. An rund 2.000 
bis 3.000 Menschen wurde mit Feilon 
versetztes Brot ausgegeben. In diesem 
Lager leben zur Zeit rund 15.200 Men¬ 
schen, die nach der Bombardierung 
von Halabja aus dem Irak flüchteten. 

Die Lagervertreter machen die Ge¬ 
heimdienste von Türkei und Irak dafür 
verantwortlich. Hasip Sasa, Eigentü¬ 
mer der Bäckerei in Mardin, die das 


Lager versorgt, wurde lediglich mit 
einer Geldstrafe belegt. Es wird ange¬ 
nommen, daß der Iraki Sasa für den 
irakischen Geheimdienst arbeitet. Ein 
kurdischer Arzt, der die Hintergründe 
der Beschwerden der Lagerbewohne¬ 
rinnen aufdeckte, wurde verhaftet und 
gefoltert. 

Menschen, die mit Folgeerscheinung 
der Vergiftung (Zittern, tränende und 
geschwollene Augen, örtliche 
Lähmung, Fehlgeburten) ins örtliche 
Krankenhaus kamen, wurden nur mit 
Aspirin und schmerzstillenden Medi¬ 


kamenten versorgt. Trotz des Vorfal¬ 
les wurde die sanitäre Versorgung im 
Lager reduziert: von sechs Ärztinnen 
auf zwei, von 12 Krankenschwestern 
auf ganze 3. 

Die regierungsnahen Zeitungen strei¬ 
ten die Aktion ab: Milliyet titelte am 
14.6.89: "Komische Behauptung"; Ter- 
cüman bestritt am 10.6. die Behaup¬ 
tung der Peschmerga, daß Lagerinsas¬ 
sen vergiftet worden wären, und erwi¬ 
derte: "Sie sind grundsätzlich behan¬ 
delt worden". 



Seite 20 


Mexiko 
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Abtreibung in Mexiko 


Mexiko City, Juni 1989. Fast eineinhalb Millionen Mexikanerinnen müssen jährlich (heimlich) ab¬ 
treiben. In der Statistik rangiert der Abortus, nach Gebärmutterkrebs, Geburtsschwierigkeiten und 
Diabetes, an vierter Stelle der Todesursachen. Eine von drei Abtreibungen hat schwere Dauerfol¬ 
gen. 


(Quellc:grn/APIA) 

Allein in der Hauptstadt werden 25% 
der Betten in der gynäkologischen Ab¬ 
teilung von Frauen belegt, die, infolge 
einer unsachgemäßen Abtreibung, 
stationär behandelt werden müssen: 
6,2% von ihnen kann nicht mehr gehol¬ 
fen werden. 

Trotz dieser alamierenden Ziffern ist 
die Abtreibung in Mexiko ein Strafde¬ 
likt, das mit einem Jahr Gefängnis (für 
die Mutter) geahndet wird. Dennoch 
ist sie tägliche Praxis. All jene Frauen, 
die abgetrieben haben, ergäben die 
größte Demonstration, die je in 
Mexiko stattgefunden hat. 

Vor einigen Wochen wurde die Dis¬ 
kussion erneut entfacht: Mehrere Poli¬ 
zisten drangen unter Anwendung von 
Gewalt in eine illegale Abteibungskli- 
nik am Stadtrand ein. Acht junge 
Frauen, noch unter Einfluß der Anäs¬ 
thesie, wurden verhaftet und mehr als 
14 Stunden in den Kellern der Polizei¬ 
zentrale gefoltert. 

"Wir wurden geschlagen und als Mör¬ 
derinnen, Huren, Geile beschimpft." 
Vor den Augen der Frauen wurde ein 
Mithäftling gefoltert und an den 
Händen und Füßen gefesselt in eine 
volle Wanne gesenkt. Anschließend 
kam die "medizinische Untersuchung" 
der Verhafteten. Sie wurden vor vier 
Männern entkleidet, von denen nur 
einer (angeblich) Arzt war. 

In der Klinik wurden mittlerweile auch 
der Direktor, Verwalter, Chauffeur 
und fünf Krankenschwestern verhaf¬ 
tet. Die Schwestern Rosario Villalo- 
bos und Teresa Juarez, reichten Klage 
gegen Polizisten ein, die aber für nicht¬ 
schuldig befunden wurden. 


Ein Aktionskomitee forderte (wieder 
einmal) die Straflosigkeit der Abtrei¬ 
bung. Gerüchten zu Folge soll die Re¬ 
gierung an einem neuen Gesetzesent¬ 
wurf arbeiten. "Wir wurden aber 
bisher nicht gefragt", meint Mireya 
Toto, die seit 1976 um die Freigabe der 
Abtreibung kämpft. In diesem Jahr 
hatten mehrere feministische Organi¬ 
sationen aller sozialen Schichten das 
Thema zur Sprache gebracht. Ihr Vor¬ 
schlag, den Abtreibungsparagraphen 
vom Strafgesetzbuch in den Gesund¬ 
heitskodex zu übernehmen fand im 
Parlament keine Gnade. Das Thema, 
zu jener Zeit Tabu, wurde auch in den 
Medien verschwiegen. 

§ 333 blieb weiterhin aufrecht: Eine 
Schwangerscaft darf nur dann unter¬ 
brochen werden, wenn sie durch Ver¬ 
gewaltigung entstanden, oder die 
Mutter in Lebensgefahr ist. Deshalb 
treiben 96,5% Frauen illegal ab. 

Wer treibt ab? 

Die sozialen Schwachen haben am we- 
nigsten Information, leiden am 
meisten unter dem Machismus und 
haben die größten finanziellen 
Schwierigkeiten. Sie treiben am häu¬ 
figsten, und unter schlechtesten hygie¬ 
nischen Bedingungen ab. 

Hunderte Frauen nehmen den Ein¬ 
griff selbst, mit einem Kleiderhaken, 
einem Besenstil oder einem Tee, den 
eine Freundin mixt, an sich vor. 
Andere hoffen auf die Wirkung einer 
Injektion, die Hilfe eines Praktikan¬ 
ten. Ärzte, die das "Illegale" nicht 
scheuen,sind selten. "Ich habe mich 
von den Stufen heruntergestürzt", 
meint eine 29-jährige Näherin. 


Auch die Frauen des Mittelstandes 
treiben, zu vorteilhafteren Bedingun¬ 
gen, ab. Von 56 Frauen im Alter von 25 
bis 45, gaben 17 zu, mehrmals abgetrie¬ 
ben zu haben. 50% davon haben 
bereits Kinder. Mehr als die Hälfte 
sind praktizierende Katholikinnen. 

Dafür und dagegen 

Beim letzten feministischen Treffen, 
das vor zwei jahren in Taxco, Guerre- 
ro, stattgefunden hatte, unterstützen 
auch Anhängerinnen der Befreiungs¬ 
theologie das Recht der Frau auf ihre 
eigene Entscheidung. 

Am 9. April demonstrierten an die 
600.000 Personen in Washington 
gegen die starke Opposition im Senat, 
die das Abtreibungsrecht ablehnt; zu 
ihrer Unterstützung schlossen sich in 
Mexiko Hunderte einem Protest 
gegen die Kriminalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs an. 

Die zu erwartende Gegenreaktion 
blieb nicht aus. Das Komitee Pro- 
Leben, Sprachrohr der wehrlosen 
Embryos, das über das Leiden der 
Frauen schweigt, vergaß nicht, sich zu 
Wort zu melden. "Nur Prostituierte 
und Lesbierinnen fordern die Legali¬ 
sierung der Abtreibung. Wir werden 
fünf Millionen Unterschriften 
sammeln, damit das Delikt als Mord 
geahndet wird", erklärte Jorge 
Serrano, Präsident des Komitees. 
Werden die vielen Frauen, die jährlich 
an einer heimlichen Abtreibung zu¬ 
grunde gehen, als Selbstmörderinnen 
ein katholisches Begräbnis erhalten? 
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’Nigeria On The Move’ 


(ZAST/Ch. Neugebauer) 

Wie schon in TATblatt — 89 berichtet, 
erfährt Nigeria seit Mai dJ. schwere 
Studentinnenunruhen, deren politi¬ 
sches Anliegen der Kampf gegen das 
vom IMF diktierte SAP (Structural 
Adjustment Programm) ist. Die durch 
SAP bedingte Armut von Millionen 
von Nigerianerinnen bedarf keines 
Beweises mehr. Die Militärjunta unter 
General Babangida sieht sich einer 
breiten Front des Volksunmutes ge¬ 
genüberstehen, der getragen wird 
durch die Studentinnen, der Gewerk¬ 
schaftsbewegung (NLC) und den In¬ 
tellektuellen. Doch nicht nur die wirt- 
chaftliche Misere, deren Lasten auf 
den Rücken der Arbeiterinnen, Bäue¬ 
rinnen und Studentinnen abgewälzt 
wird, der unglaublicche Luxus der 
herrschenden ’Lumpenbourgeoisie’ 
und ihre Kollaboration mit 
dem Finanzkapital, sind als 
Ursachen der jüngsten de¬ 
mokratischen Protestbewe¬ 
gung zu sehen, sondern die 
Auseinandersetzung um die 
politische Hegemonie des 
Staates, die 1992 zur Dispo¬ 
sition steht. In diesem Jahr 
will die Militärjunta Baban¬ 
gida zugunsten einer demo¬ 
kratisch gewählten Zivilre¬ 
gierung zurücktreten. Der 
Ruf nach Demokratie, Frei¬ 
heit und Menschenrechte ist 
unüberhörbar in Nigeria: 

Man will sie jetzt, rasch, ahnt 
man doch dunkel schon die Konterre¬ 
volution bevor die Demokratie über¬ 
haupt eine Chance hatte. Unverhüllt 
droht die Militärzeitschrift ’Soja’ mit 
einem presumptiven Putsch gegen und 
Zerschlagung aller demokratischen 
Kräfte. Die Zeichen sind auf Sturm ge¬ 
stellt, denn — um nur einen Punkt an¬ 
zuführen — der Gewerkschaft wurde 
per Dekret verboten, eine Partei zu 
unterstützen und die Gründung sozia¬ 
listischer Parteien informell untersagt 
(dies stellt die von der Militärjunta 
kontrollierrte 'National Electroral 
Commission’ sicher, die die Aufgabe 
hat, lediglich zwei 'national veranker¬ 
te Parteien’ für die Wahlen zuzulassen. 
Nicht nur, daß man so kaum von de¬ 
mokratischen Wahlen sprechen kann, 
erwies sich diese Formulierung in der 


Geschichte Nigerias stets als Freibrief 
für die antidemokratischen Kräfte in 
Nigeria). Doch die Gewerkschaft setzt 
sich über dieses hinweg. Sie kündigt 
offen die Unterstützung für die Grün¬ 
dung einer sozialistischen Sammelbe¬ 
wegung an, die auf der 1982 verfaßten 
'Workers Charta of Demand’ basieren 
soll. Sie ausbeutende Klasse Nigerias 
reagiert seit Mai '89 mit schweren Re¬ 
pressionsmaßnahmen gegen Gewerk¬ 
schaft und Studentinnen, um die erste 
Einigung des sozialistischen Spek¬ 
trums in Nigeria zu verhindern. Bisher 
mußten die Studentinnen in nur 
wenigen Wochen 100 Tote beklagen, 
da die Junta Babangida mit äußerster 
Härte gegen die demokratischen 
Kräfte Nigerias vorgeht. Bisher 
wurden die Universitäten von Ondo, 

Polizei stürmt Universität Lagos 


Ile-Ife, Nsukka, Ibadan, Oyo, Port 
Hacourt und Benin sowie mehrere 
Schulen gesperrt. Ihre Hauptforde¬ 
rung ist Aussetzung des SAP, womit 
sie sich in voller Übereinstimmung mit 
der Bevölkerungsmehrheit und der 
größten Gewerkschaft Afrikas — dem 
NLC — befindet. Im Juni und Juli ver¬ 
schärft Babangida die Repressions¬ 
maßnahmen: Er hetzt nunmehr den 
SSS (State Security Service) — die 
geheime Staatspolizei Nigerias — 
gegen führende Bürgerrechtler, Ge¬ 
werkschaftsführer und Intellektuelle, 
die den Bevölkerungswiderstand or¬ 
ganisieren und informieren. Noch 
wagte es Babangida nicht, den NLC 
direkt anzugreifen, setzt aber schwere 
Drohungen, so wenn er den legendä¬ 
ren Gewerkschaftsführer Michael 


Imoudu — er führte den ersten Gene¬ 
ralstreik (1964) in Nigeria - und Tai 
Solarin wegen Abhaltung eines Semi¬ 
nars über Alternativen zu SAP verhaf¬ 
ten läßt, oder den ersten Menschen¬ 
rechtsanwalt Chief Gani Fawhinmi 
ohne Angaben von Gründen inhaf¬ 
tiert. Aber auch gegen Herausgeber 
von Zeitschriften geht Babangida mit 
SSS-Methoden vor: Femi Aborisade 
— Herausgeber des sozialistischen 
'Labour Militant’ — wmde unbekann¬ 
ten Ortes verschleppt, Ikpe Etokudo 
und Tunde Ogungbile — beide Her¬ 
ausgeber des sozialdemokratischen 
'New Horizon’ — wurden ebenfalls 
unbekannten Ortes verschleppt, wie 
auch die Herausgeber vom 'Lagos 
News’, Ade Alawode und Bisi 
Oloyede. Selbst die konservative Ta¬ 
geszeitung 'The Daily Times’ 
spricht von einem nationalen 
Schock auf Grund der brutalen 
Vorgehensweise Babangidas. 
’West-Africa’ spricht von der 
’season of discontent’. Der 
NLC fordert ultimativ die Frei¬ 
lassung genannter Personen, 
die Enthaftung aller Studentin¬ 
nen und die Öffnung der Uni¬ 
versitäten. Die Forderungen 
werden u.a. auch von WIN 
(Women in Nigeria, der 
größten Frauenorganisation 
Nigerias), Committee for the 
Defence of Human Rights 
(Beko Ransome-Kuti) und 
Wole Soyinka (Nobelpreisträ¬ 
ger für Literatur) getragen: Die neuer¬ 
starkende Demokratiebewegung steht 
im sozialistischen Lager, dessen Wahl¬ 
sieg 1992 — sofern zugelassen — nicht 
zu nehmen sein wird. Ihr droht Gefahr 
durch den Stiefel der Dodan-Kaser- 
nen, der Babangida nicht mehr Herr 
zu sein scheint. Der Herbst läßt 
schwere Unrühen, wenn nicht Gene¬ 
ralstreik oder Volkserhebung ahnen, 
da der NEC die Entscheidung fällen 
muß, ob die sozialistische Partei Nige¬ 
rias zugelassen wird oder nicht. 
Nigeria steht vor seiner demokrati¬ 
schen Selbsrfindung und bedarf der 
Unterstützung internationaler demo¬ 
kratischer Kräfte. 
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Nicaragua 
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Leserbrief: 


Für eine wirkliche Solidarität mit den Völkern Nicaraguas 


Im letzten TATblatt wurde ein Artikel 
abgedruckt, worin die österreichische 
Regierung aufgerufen wird, die Sandi- 
nistlnnen zu unterstützen. Die öster¬ 
reichische Regierung ist die Regie¬ 
rung, eine Bourgoisie, die sich nicht 
nur am eigenen Vok bereichert, 
sondern auch andere Välker aussaugt. 
Sie ist maßgeblich an dem Elend in 
Ländern wie der Türkei, Jugoslawien 
oder Südafrika mitverantwortlich, 
indem sie dort investiert, reaktionäre 
Regimes durch Kredite und Waffen¬ 
verläufe unterstützt usw. 

Wer sind aber die Sandinistlnnen? 

— Die sandinistische "Aggrarreform" 
war und ist eine halbherzige. Ich 
zitiere den Aufruf: "Enteignet wurde 
bis Ende 1985 nur brachliegendes oder 
ungenutztes Land von Besitzerinnen, 
die mehr als 350 ha im westlichen bzw 
700 ha im östlichen Teil Nicaraguas 
besaßen." Bis Ende 1986 sind also 
Großgrundbesitzer, die es als nützli¬ 
cher empfunden haben, unter der 
neuen Regierung Landarbeiterinnen 
weiterhin auszubeuten, nicht entei- 
gent worden. Zu den "Enteignungen" 
muß auch gesagt werden, daß ein Teil 
gar keine waren (sind) weil der Staat 
den Großgrundbesitzern einen Teil 
des "enteigneten Bodens" abgekauft 
hat. Anders gesagt haben die nicara¬ 
guanischen Bäuerinnen und Arbeite¬ 
rinnen durch Steuergelder diesen 
Boden bezahlen müssen. Daß die nica- 
raguanische Aggrarreform eine der 
grundlegensten und umfassendsten, 
die in den letzten 20 Jahren in einem 
solchen Land "durchgeführt wurde", 
spricht nicht für die Sandinistlnnen 
(wie der Aufruf meint), sondern gegen 
die Regierungen der vergleichbaren 
Länder. 

—Alle sozialen Errungenschaften, die 
sich das Volk im Folge der Anti- 
Somoza- Revolution erkämpft hat, 
sind auf Sand gebaut. Ja, sie sind nicht 
nur durch die Contras und die US-In- 
tervention geschwächt und ernstlich 


bedroht, sie sind durch die ganze 
Politik der sandinistischen Regierung 
dazu verurteilt, früher oder später 
ganz rückgängig gemacht zu werden. 
Warum? Weil sie in der Praxis kein In¬ 
teresse an einer wirklichen Unabhän¬ 
gigkeit des Landes haben. Statt die ni- 
caraguanische Landwirtschaft für die 
Selbstversorgung auf- und umzubau¬ 
en, bleiben sie beim Kaffee-Export, 
um an Devisen heranzukommen, und 
damit bei Abhängigkeit vom interna¬ 
tionalen Markt. 

Wenn die US-Imperialisten nicara- 
guanische Häfen verminten, riefen die 
Sandinistlnnen die französische 
Kriegsflotte ins Land. Nachdem der 
US-Adler den Sandinistlnnen nicht 
traut und Nicaragua wirtschaftlich 
mehr oder weniger boykottiert, bitten 
sie den westdeutschen Adler und alle 
möglichen andere Raubtiere (Frank¬ 
reich, Rußland, Schweden, Öster¬ 
reich,..), den ungenügend genutzten 
Hinterhof doch selbst auszubeuten 
(siehe die Betteleien von Ortega nach 
Bonn, Paris, Wien, Moskau,...). Was 
den Beziehungen der Sandinistlnnen 
mit den USA betrifft, muß gesagt 
werden, daß nicht alle US-Konzerne 
vertrieben worden sind, und daß sie 
Zugeständnisse an die Contras und die 
US-Regierung machen um eben 
immer mehr US-Kapital ins Land zu 
locken. Die Folgen dieser Abhängig¬ 
keitspolitik und der US-Intervention 
sind im "Aufruf' zu lesen: "Ab 1983 
begannen sich der Krieg, der Handels¬ 
und Kriegsboykott stark auf die Wirt¬ 
schaft, die Löhne und praktisch alle 
Bereiche des Lebens auszuwirken." "8 
Jahre Krieg und 30 000 Tote", "Kriegs¬ 
schäden im Wert von 13 Milliarden 
Dollar...!","der für Lateinamerika 
höchsten Pro-Kopf-Auslandsver¬ 
schuldung am Hals (insgesamt bei 7 
Miliärden Dollar)", "Das Budget für 
1989 wurde um 43% (...) gekürzt. Be¬ 
troffen sind vor allem die Bereiche In¬ 
nenministerium und Verteidigung, 
aber auch Erziehung und Gesund¬ 
heit." Die nicaraguanische Regierung 


ist halt eine bürgerliche Regierung 
und seit langem ein Hinderniß gewor¬ 
den für eine richtige Befreiung des 
Landes, für die Verwirklichung der In¬ 
teressen des nicaraguanischen Volkes. 
Wer das noch nicht verstanden hat, 
möchte ich an etwas erinnern: 

"Im Jänner 1980 ereignetesich in der 
größten Zuckerfabrik Nicaraguas der 
dramatischste Fall einer Arbeitsrebel¬ 
lion. In dieser Zuckerfabrik (im Besitz 
des Multimillionärs Alfredo Pellas) 
traten die Arbeiter in den Streik, um 
von Pellas die Aufteilung der Gewinne 
zwischen Unternehmen und den Ar¬ 
beiterinnen zu fordern, nachdem die 
Zuckerrohrernte auf Grund der An¬ 
strengungen im Sinne der Devise "die 
Produktion steigern" besonders gut 
ausgefallen war. Pellas argumentierte, 
daß er große Verluste während des 
Krieges gehabt habe, während die Ar¬ 
beiterinnen auf den Kollektivvertrag 
pochten und ihre Rechte forderten. 
Resultat der Auseinandersetzung: Um 
die Produktion nicht zu stören, wurde 
die Fabrik von Heereseinheiten 
besetzt, ohne auf die Forderungen der 
Arbeiterinnen einzugehen, kam von 
der CST die Losung "weiterproduzie¬ 
ren!", aus "Lateinamerika Anders" Nr 
19, März 1988. 

Die Ziele der Solidaritätsbewegung 
mit den Völkern Nicaraguas sollten 
meiner Meinung nach sein: 

— Verhindern das der österreichische 
Adler seine Krallen nach Nicaragua 
ausstreckt (sei es durch Unterstützung 
der Contras, Kredite an die Sandini¬ 
stlnnen, Investitionen, Entsendung 
von Truppen oder sonst wie). 

— In Nicaragua nur die Kräften unter¬ 
stützen, die für die Vollendung der jet¬ 
zigen Etappe der nicaraguanischen 
Revolution kämpfen (führende Rolle 
der Arbeiterinnen und Bäuerinnen im 
Staat, Rausschmiß aller Imperialisten, 
Enteignung des gesamten Großgrund¬ 
besitzes, Unterdrückung der Contras 
und sonstiger Reaktionäre). 
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JAJA! 

Jetzt ist es bald ein Jahr, daß das 
TATblatt erscheint. Die "minus 101 
nummer" kam Ende Oktober heraus. 
Und seit einem halben Jahr erscheint 
das TATblatt in der heutigen Form 
und alle vierzehn Tage. Noch immer 
sind wir aber weit von der "Zweita¬ 
geszeitung" entfernt, jenem Entwick¬ 
lungsstand in punkto Erscheinungs¬ 
weise, den wir mittelfristig anstreben. 
Doch auch den Zeitpunkt, zu dem wir 
den nächsten Schritt setzen werden, 
den zur Wochenzeitung, können wir 
noch nicht abschätzen. Denn: wich¬ 
tiger als die Erscheinungsweise ist 
uns auf alle Fälle der Inhalt, und da 
wolln wir uns schon noch um ein 
schönes Stück verbessern. 

So gilt es für uns beispielsweise, die 
Struktur der Informationsbeschaf¬ 
fung zu verbessern, die Informa¬ 
tionsflüsse besser zu organisieren 
(Das haben wir sicherlich schon oft 
geschrieben, und es ist auch schon 
vieles viel besser geworden, aber 
das ist uns noch nicht genug,...) usw. 
Damit das TATblatt zu dem werden 
kann, was es werden soll: Einem Ge¬ 
genmedium, das die Breite des 

Im TATblatt minus 88 haben wir das Buch 
“Das fröhliche Wohnzimmer 11 vorgestellt, 
aber vergessen dazuzuschreiben, wo und 
wie es erhältlich ist. Das wollten wir dann 
in der minus-87-nummer nachholen, 
haben es dann aber wieder vergessen. 
Daher jetzt der Hinweis: Zum Einen ist das 
Buch natürlich im guten Buchhandel er¬ 
hältlich, zum Anderen kann man/frau es 
bestellen bei: “Das fröhliche Wohnzim¬ 
mer Edition”; 1080 Wien; Fuhrmanngasse 
1a/7. 


linken Widerstands widerspiegelt 
und damit dazu beitragt, Diskussio¬ 
nen voranzutreiben und Gemein¬ 
samkeiten zu finden, um damit die 
Organisiertheit des Widerstands zu 
fördern und politisches Handeln zu 
effektivieren und natürlich auch dazu 
beitragt, immer mehr Leute in den 
"Widerstand" einzubeziehen, die 
Leute durch Information zu motivie¬ 
ren und zu aktivieren, und und und. 

Ja, und bei alledem müssen offene 
unhierarchische Strukturen beste¬ 
hen, und obendrein muß die anfallen¬ 
de Arbeit durch das Kollektiv irgend¬ 
wie bewältigbar sein, und zwar ohne, 
daß aüs den Kollektiv-Leuten schön 
langsam abgehobene autonome Be- 
rufsjournalistlnnen werden (wenn¬ 
gleich auch unbezahlte). 

Und da läuft zum Beispiel derzeit 
einiges ein bißchen in die falsche 
Richtung. Da muß erstmal einiges 
anders werden, und mehr müssen 
wir werden. Weil aber bekanntlich 
von nichts auch wieder nichts 
kommt, haben wir uns für diesen 
Sommer einiges vorgenommen 
(weshalb auch das TATblatt derzeit 
vorübergehend nur monatlich er¬ 
scheint). Wir wollen mit Initiativen, 
Gruppen usw in Kontakt treten, Zu¬ 
sammenarbeitsmöglichkeiten be¬ 
sprechen usw... Ebenso wollen wir 
die Vertriebsstrukturen - die außer 
in Graz ziemlich am Sand sind - ver¬ 
bessern (oder eigentlich erst ansatz¬ 
weise aufbauen), denn wenn die 
Zeitung nicht gekauft wird, ist sie 
nicht nur unfinanzierbar, sondern 
auch sinnlos. 

Ein ebenfalls dringlicher Punkt, der 


derzeit erledigt werden muß, ist 
unser Büro: Nach einem dreiviertel 
Jahr im hinteren Drittel eines finste¬ 
ren feuchten Kellerlokals am Marga¬ 
retengürtel, hält es von uns dort ei¬ 
gentlich niemand mehr aus. Es ist 
viel zu eng. Wenn in unserem Drittel 
und im vorderen Teil des Büros - wo 
der Infoladen Wien zu Hause ist - in¬ 
tensiv gearbeitet wird, stören wir uns 
nur gegenseitig. Mit Konzentration 
läuft gar nichts, worunter nicht nur 
die Zeitung leidet. 

Die Konsequenz daraus ist, daß wir 
also nach einem neuen Büro suchen. 
Das heißt: In Bälde steht uns wieder 
eine große finanzielle Ausgabe 
bevor. So halbwegs wir es auch 
schaffen, unsere laufenden Kosten 
zu bezahlen, so wenig gelingt uns 
das mit "einmaligen" Brocken, wie 
dereinst dem neuen Computer, oder 
jetzt dann mit der Kaution, den Reno¬ 
vierungskosten, etc. 

Worauf das jetzt hinauslaufen soll, ist 
wohl klar: Wir wollen wieder einmal 
euer Geld (bitte!). Alle möglichen 
Spenden sind dringendst erbeten auf 
unser Konto P.S.K. 7547 212 
(lautend auf Unabhängige Initiative 
Informationsvielfalt). 

Wegen der vielen Dinge, die zu tun 
sind, wird das nächste TATblatt vor¬ 
aussichtlich nicht wie geplant Anfang 
September, sondern erst etwa Mitte 
September erscheinen. Dann geht’s 
aber wieder weiter im Zweiwochen¬ 
rythmus. 


Bis dahin: 

Liebe, Kraft und Sonnenschein 
Einer vom TATblatt-Kollektiv 


Junki Wehrmann: Ziegen; Teil 4 

weiß der Teufel, warum es nie einen 2. Teil gegeben hat, und tschuldigung, daß ich im Tb minus 87 darauf vergessen hat» (Anm.d. 












Das TATblatt soll eine selbstver- 
waltete linke Zweitageszeitung zur 
Verbreitung unterdrückter Nach¬ 
richten werden, die allen daran In¬ 
teressierten offen zur Verfügung 
steht. 

Die Verwirklichung dieses Projekts voranzu¬ 
treiben ist eine der Aufgaben der TATblatt- 
Minus-Nummern, die vorerst alle vierzehn 
Tage erscheinen. 

Sie sollen'uns helfen, eine eigene redaktio¬ 
nelle Linie zu entwickeln und die Beteiligung 
für alle daran Interessierten zu ermöglichen. 
Wir wollen dabei experimentieren, Erfahrun¬ 
gen sammeln, Vorstellungen revidieren, 
lernen... 

Es ist uns wichtig, die Entwicklung mittels der 
Minus-Nummern transparent zu machen, 
und zur Diskussion zu stellen. Soll die Zwei¬ 
tageszeitung, wie es unser Ziel ist, von einer 
breiten Basis politisch aktiver Gruppen und 
Leute getragen werden, müssen diese auch 
schon an der Entstehung der Zeitung betei¬ 
ligt sein. 

Die TATblatt-Minus-Nummern sollen aktuel¬ 
le Beiträge und Hintergrund-Reportagen ent¬ 
halten, sowie einen Teil, um das Zeitungspro¬ 
jekt selbst zu diskutieren: 

Konzepte, Ideen, Kritik usw. Natürlich gibt es 
auch Platz für Reaktionen. 

...und das alle vierzehn Tage. Der Count¬ 
down läuft von Minus 101 bis 0... ohne damit 
sagen zu wollen, daß es noch vier Jahre 
dauern wird, bis zur zweitäglichen Erschei¬ 
nungsweise. 

Schickt uns bitte massigst: Infos, 
Artikel, Kurzmeldungen, Diskus¬ 
sionsbeiträge, Leserinnenbriefe, 
usw. 


Artikel, Leserinnbriefe, etc bitte an: 
Unabhängige Initiative Informationsviel¬ 
falt; 1050 Wien, Postfach 282 
Bestellungen bitte mittels Erlagschein auf 
P.S.K. 7547 212 (Empfängerin: Unabhän¬ 
gige Initiative Informationsvielfalt) 


Die TATblatt-Kollektive: 

Wien: 

Büro: Wien 5; Margaretengürtel 122- 
124/Stiege 1/Keller 
Telefon: (0222) 54 23 07 
Postanschrift: 1050 Wien, Postfach 282 

offene Treffen: 

jeden Donnerstag, um 19 Uhr im TATblatt- 
Büro. 

Graz: 

Kontakt-Telefonnummern; 

Kristof: (0316) 83 57 79 oder 
Elisabeth: (0316) 96 23 63 

Redaktionscafä: 

jeden zweiten Sonntag, um 19 Uhr im Beisl 
in der Korösistraße 28) 

(nächstes Treffen telefonisch erfragen) 


An: 


P.b.b. 


Das TATblatt im Abo: 

Der TATblatt-Baustein (um S 96.-) 

Baustein-Käuferinnen erhalten das TATblatt 
regelmäßig zugeschickt. Ein Baustein ent¬ 
spricht also gewissermaßen einem Abo. 
Bloß: Auch wer mehr Bausteine kauft, 
bekommt nur ein TATblatt. Es ist also voll¬ 
kommen unproblematisch, zwei, drei, vier, 
viele Bausteine zu kaufen, ohne alle vierzehn 
Tage einen vollkommen überfüllten Briefka¬ 
sten zu haben. Ein Baustein gilt für 10 Minus- 
Nummern. Also einfach Erlagschein ausfül¬ 
len, einzahlen, und paßt schon. (Wegen des 
teureren Versandtarifes ist es für TATblatt-ln- 
teressentlnnen aus dem Ausland notwendig, 
zwei Bausteine zu kaufen, um das TATblatt 
zugeschickt zu bekommen) 

Mitgliedschaft 

(für nur 1 Schilling täglich) 

Die Unabhängige Initiative Informationsviel¬ 
falt ist Herausgeberin des TATblatts. Die Sta¬ 
tuten schicken wir dir auf Wunsch gerne zu. 
Die Mitgliedsgebühr beträgt ab sofort nur 
mehr 1.- pro Tag. Das sind im Monat so zirka 
30.- Diese dreißig Schilling nach Belieben 
verdoppeln, verdreifachen, vervierfachen, 
vervielfachen, und regelmäßig auf unser 
Konto überweisen (beispielsweise mittels 
Dauerauftrag). Mitglieder erhalten das TAT¬ 
blatt selbstverständlich ebenfalls regelmäßig 
zugeschickt. Wenn du an einer Mitglied¬ 
schaft interessiert bist, schicke uns noch 
heute eine Postkarte! 

TATblatt-Einzelverkaufsstellen: 

Men; 

Buchhandlungen: 

• Brigitte Hermann (1, Grünangerg. 1) 

• Buchwelt (9, Schwarzspanierstraße 15) 

• Kolisch (1, Rathausstraße 18) 

• Südwind (1, Kleeblattgasse 4) , 

• Winter (1, Landesgerichtsstraße 20) 

• Reisebuchladen (9, Koiingasse 6) 
ferner: 

• ARGE für Wehrdienstverweigerung und 
Gewaltfreiheit (1, Schottengasse 
3a/1/4/59) 

• EZA (5, Obere Amtshausgasse 38) 

• Rotstilzchen (5, Margaretenstraße 99; 
Mo-Fr 19-2 Uhr) 

• TU-Club (4, Panigigasse 1) 

• Bioladen Makrokosmos (8, Strozzigas- 
se 38) 

• Naturkostladen Kutschkermarkt (18, 
Kutschkergasse 29) 

• KOMM 24 (14, Baumgartner Höhe 1; Pa¬ 
villon 24) 

Linz: 

• Alternativladen (Zollamtsstraße 20) 
Graz: 

• Dradiwaberl (Tummelplatz 6; Antiquari¬ 
at Zinzendorfergasse) 

• ÖH-GEWI (Schubertstraße 2-4; Zi. 5) 

• Bücherstube (Prokopigasse 16) 

• Techn. Fachbuchhandlung SPECTRUM 
(Schörgelgasse 9) 


Verlagspostamt 1050 * Erscheinungsort Wien 

Auch der schönste 
Baustein geht einmal 
vorüber... 

...und so kommt es, daß dieses 
TATblatt für viele das letzte sein 
wird, wenn sie nicht schnell 
einen neuen TATblatt-Baustein 
kaufen. 

Ein Baustein gilt bekanntlich für 
zehn TATblatt-Minus- 
Nummern. 

Ab sofort ist die letzte Ausgabe, 
die du um deinen Baustein noch 
zugeschickt bekommst, im 
Adreßpickerl, unter halb deines 
Namens, notiert ((in doppelter 
Klammer)). 

Schau bitte mal nach, und ver¬ 
längere dein Abo rechtzeitig - 
durch Kauf eines neuen Bau¬ 
steins- mittels beiliegendem Er¬ 
lagschein. 


Impressum: 

Medieninhaberin, Herausgeberin, Herstelle¬ 
rin und Verlegerin: 

Unabhängige Initiative Informationsvielfalt 
1050 Wien; Margaretengürtel 122-124 / 
Stiege 1 / Keller 

Postanschrift: 1050 Wien; Postfach 282 
Telefon: (0222) 54 23 07 
Mailbox-Fach: (0222) 597 12 25 (TATblatt) 
Bankverbindung/Konto: PSK 7547 212 
DVR Nr: 0558371 
Druck: Eigendruck 

Flugblätter und dgl sind als Dokumente auf¬ 
genommen und Bestandteil des TATblatts. 
Sofern sie Impressi tragen, haben sie hier 
keine Gültigkeit. Es gilt lediglich das Impres¬ 
sum des TATblatts. 

Eigentumsvorbehalt 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die 
Zeitschrift solange Eigentum der Ab¬ 
senderin, bis sie der/m Gefangenen persön¬ 
lich ausgehändigt worden ist. 
“Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne dieses Vorbehalts. Wird die Zeit¬ 
schrift der/m Gefangenen nicht ausgehän¬ 
digt, ist sie der Absenderin mit dem Grund 
der Nichtaushändigung zurückzusenden. 


Das nächste TATblatt 

erscheint ausnahmsweise erst 
Anfang/Mitte September 

und ab dann wieder alle 14 Tage! 










